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Standardisierungen bei der Eingriffsregelung im 
Straßenbau
Praxis und Perspektiven zwischen rechtlichen und naturschutzfachlichen 
Grenzen und Möglichkeiten

Heiner LAMB RECHT1}

1. Ausgangssituation

Straßenbaumaßnahmen führen i.d.R. zu erhebli­
chen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen der Lei­
stungsfähigkeit des Naturhaushalts und des Land­
schaftsbildes, so daß sie der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung nach den Vorschriften der Lan­
desnaturschutzgesetze i.V.m. § 8 Bundesnatur­
schutzgesetz (BNatSchG) unterliegen. Die Ein- 
griffsregelung ist im jeweiligen Planungsfall als 
unselbständiger Teil des straßenbaurechtlichen Zu­
lassungsverfahrens anzuwenden. Zur praktischen 
Umsetzung der mit der Eingriffsregelung verbunde­
nen materiell-rechtlichen Anforderungen ist von 
den Straßenbau- sowie den Naturschutz Verwaltun­
gen eine Vielzahl von Vorgaben, Verfahren und 
Methoden entwickelt worden2) Mit diesen Stan­
dardisierungsbestrebungen gehen Auffassungsun­
terschiede bezüglich der Berücksichtigung der na­
turschutzrechtlichen Vermeidungs- und Kompensa­
tionsgebote, abweichende methodisch-fachliche 
Anforderungen an die Beurteilungsgrundlagen und 
insbesondere Abstimmungsprobleme bei der Pla­
nung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, vor 
allem was deren Umfang betrifft, einher.

Möglichkeiten zu Standardisierungen bei der Ein­
griffsregelung bestimmen sich nach dem materiel­
len Gehalt der naturschutzrechtlichen Vorschriften, 
dem Verhältnis von Rahmenrecht und Landesnatur­
schutzgesetzgebung sowie gesetzlich begründeten 
Ermächtigungen der die Eingriffsregelung anwen­
denden Verwaltungen. Davon ausgehend müssen 
Standardisierungen ausreichend wissenschaftlich - 
hier im besonderen naturschutzfachlich - begründet 
werden können, um eine über den Einzelfall hinaus­
gehende Gültigkeit zu erlangen. Praxiserfahrungen 
tragen dazu bei, indem sie als theoretisch und me­
thodisch für richtig erkannte Anforderungen auf 
ihre Umsetzungsfähigkeit und praktische Gültigkeit 
zu überprüfen ermöglichen und damit eine Fort­
schreibung bisheriger Standards erlauben.

Die rechtlich fixierte systematische Abfolge der 
materiellen Gebote und Prüfungsschritte der Ein- 
griffsregelung3) definiert als rahmengebenden Stan­
dard eine Grobstruktur von Arbeitsschritten und 
-inhalten4):

1. Feststellung des Eingriffstatbestandes bzw. der 
erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigun­
gen

2. Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigungen
3. Ausgleich unvermeidbarer Beeinträchtigungen
4. Ersatz nicht ausgleichbarer Beeinträchtigungen, 

soweit bei der naturschutzrechtlichen Abwä­
gung die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Range nachgehen.

Zu diesen Prüfungsschritten werden im vorliegen­
den Beitrag die rechtlichen Bedingungen für bunde­
seinheitliche Standardisierungen aufgezeigt. Es 
werden die bisherigen praktischen Bestrebungen 
sowie Probleme veranschaulicht und Perspektiven 
von fachwissenschaftlich begründeten Standards 
entwickelt. Als Standardisierungen bei der Ein­
griffsregelung im Straßenbau sind alle verallgemei­
nerungsfähigen Vorgaben zu verstehen, die auf eine 
Vereinheitlichung der Anwendung der Eingriffsre­
gelung, ihrer Arbeitsschritte und -inhalte sowie der 
Beurteilungsmaßstäbe ausgerichtet sind. Die Stan­
dards konkretisieren die unbestimmten Rechtsbe­
griffe und führen günstigstenfalls zu vergleichbaren 
Planungsergebnissen bei unterschiedlichen Straßen­
bauvorhaben.

2. Eingriffsdefinition und Feststellung der 
erheblichen oder nachhaltigen Beeinträch­
tigungen

2.1 Rechtliche Grundlagen

Straßenbauvorhaben sind nach den Positivlisten der 
Landesnaturschutzgesetze überwiegend als Eingrif­
fe definiert5), womit dann die Prüfungsschritte un­
mittelbar ausgelöst werden. Des weiteren sind in 
den Positivlisten unterschiedlichste Eingriffstatbe­
stände überwiegend qualitativ-beschreibend aufge­
führt, die i.d.R. mit Straßenbauvorhaben einherge­
hen. Teilweise wird damit der Gegenstand der Ein­
griffsregelung formal-inhaltlich erweitert^ Dane­
ben enthalten die vereinzelten Negativlisten eben­
falls straßenbaurelevante Maßnahmen bzw. Vorha­
benbestandteile wie Erdwälle für den Lärmschutz 
an Straßen7) oder Baustelleinrichtungen8), die damit 
von der Eingriffsregelung ausgeschlossen werden.
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Indessen ist die Vereinbarkeit mit der Ermächtigung 
nach § 8 Abs. 8 BNatSchG zum Teil fraglich, da 
nicht bei allen Maßnahmen davon auszugehen ist, 
daß diese i.d.R. nicht mit erheblichen oder nachhal­
tigen Beeinträchtigungen verbunden sind.
Für eine bundeseinheitliche Standardisierung ist des 
weiteren beachtlich, daß von der Legaldefinition des 
Eingriffsbegriffs gemäß § 8 Abs. 1 BNatSchG91 in 
sieben Landesnaturschutzgesetzen abgewichen 
wird. Neben lediglich erklärenden bzw. begriffli­
chen Modifizierungen101 sind inhaltliche Erweite­
rungen des Katalogs der betroffenen Schutzgüter 
wie um den "Erholungswert der Landschaft"111 we­
sentlich. Demgegenüber sind mit dem Rahmenrecht
nicht vereinbar die Einschränkung der Eingriffsre-

12)gelung auf lediglich die Außenbereichs vorhaben 
und die Beschränkung der eingriffsrelevanten Be­
einträchtigungen auf lediglich die erheblichen, ohne 
Nennung der nachhaltigen Beeinträchtigungen131 
Neben den gesetzestextlich fixierten Unterschieden 
geben die unbestimmten Rechtsbegriffe der Ein­
griffsregelung "Leistungsfähigkeit des Naturhaus­
halts" und "Landschaftsbild" Anlaß zu abweichen­
den Interpretationen.
Beim Naturhaushalt geht es auch in Rechtskreisen 
anerkanntermaßen um dessen Einzelbestandteile 
und deren Wechselbeziehungen in einem ökosyste- 
maren Wirkungsgefüge. Die ökologischen Funk­
tionen stehen im Vordergrund; es kann statt von 
Leistungsfähigkeit auch von Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts gesprochen werden. Der Bezug auf 
die Pflanzen- und Tierwelt in ihren jeweiligen Le­
bensstätten ist regelmäßig unstrittig. Klärungs­
bedürftig ist jedoch der Bezug auf die einzelnen 
abiotischen Naturhaushaltsfaktoren, denn zum Teil 
greifen umweltmediale Fachgesetze Platz. So exi­
stieren landesrechtlich vereinzelt gesetzliche Rege­
lungen zum Bodenschutz141, die aufgrund ihrer Spe­
zialgesetzlichkeit hinsichtlich der Beeinträchtigun­
gen des Bodens und seiner Funktionen gegenüber 
der Eingriffsregelung Vorgehen. Im weiteren findet 
wegen der spezialgesetzlichen Regelung des Was­
serrechts151 bei einer isolierten Betrachtung des Me­
diums Wasser die Eingriffsregelung keine Anwen­
dung. Das heißt, Beeinträchtigungen des Wassers 
müssen stets eine Beeinträchtigung anderer Na­
turhaushaltsfaktoren bzw. des Naturhaushalts in sei­
ner Gesamtheit oder des Landschaftsbildes zur Fol­
ge haben, um Gegenstand der Eingriffsregelung zu 
werden. Das Immissionsschutzrecht enthält dem­
gegenüber Bestimmungen, die die Berücksichti­
gung konkreter eingriffsrelevanter Beeinträchti­
gungen wie beispielsweise die mittelbar durch ver­
kehrsbedingte Immissionen betroffene Tier- und 
Pflanzenwelt nicht eindeutig erkennen lassen. Die 
Notwendigkeit dazu läßt sich in Verbindung mit der 
Eingriffsregelung bestimmter ableiten. Bislang 
nicht geklärt ist, inwieweit nach der Eingriffs­
regelung auch eine Kompensation möglich ist. Das 
Immissionsschutzrecht verlangt einen Ausgleich 
bei solchen unvermeidbaren Beeinträchtigungen 
nicht. Lärmbeeinträchtigungen im Bereich der so­

genannten Nachbarschaft hingegen beurteilen sich 
nur nach dem Immissionsschutzrecht161 
Für die konkrete Umsetzung der verschiedenen na- 
turschutz- und umweltfachrechtlichen Anforderun­
gen kommt es allerdings darauf an, zunächst die 
insgesamt zu erwartenden Beeinträchtigungen zu 
ermitteln. Nach deren Feststellung kann entschie­
den werden, auf welcher Rechtsgrundlage sich kon­
krete Maßnahmen wie zur Vermeidung und Kom­
pensation ergeben. Daher kann es im Einzelfall 
angezeigt sein, von einer weiten Betrachtung rele­
vanter Beeinträchtigungen des Naturhaushalts aus­
zugehen. Hinzu kommt, daß der Begriff "Leistungs­
fähigkeit des Naturhaushalts" ein dynamischer Rechts­
begriff ist171, hängt er doch wesentlich von einer 
dem aktuellen Stand des Fachwissens entsprechen­
den Begründung und nachvollziehbaren Beschrei­
bung ab.
Der Begriff "Landschaftsbild" läßt es naheliegend 
erscheinen, daß es ausschließlich um optisch-visu- 
eile Beeinträchtigungen der Landschaft geht . Da­
bei ist eine Betrachtung von gewisser Großräumig­
keit zugrunde zu legen191. Das Bundesverwaltungs­
gericht (BVerwG) deutet jedoch mittlerweile auf der 
Fachdiskussion basierende im Einzelfall gegebene 
Erweiterungsmöglichkeiten einer engen Auslegung 
in Richtung einer synästhetischen Wahrnehmung 
als "Landschaftserleben" an, um die jeweilige maß­
gebende Eingriffslage bestimmen und die sich dar­
aus ergebenden Pflichten zutreffend erfassen zu 
können201
Die kompensationsrelevanten Beeinträchtigungen 
sind nach "Erheblichkeit oder Nachhaltigkeit" ein­
zugrenzen. Die Rechtsprechung hat dazu bislang 
nur allgemeine Definitionen vor allem die Beein­
trächtigungen des Naturhaushalts betreffend formu­
liert. Die Erheblichkeit hängt danach von der Inten­
sität, im einzelnen von der deutlichen Spürbarkeit 
bzw. Wesentlichkeit von Funktionsstörungen ab211 
Sie verweist jedoch unmißverständlich auf die zu 
beachtenden konkreten Verhältnisse des Einzel­
falls221. Damit ist eine abstrakte oder einzelfallunab­
hängige Festlegung von Art, Umfang und Intensität 
von Beeinträchtigungen nicht möglich. Denn bei 
der Prüfung der Beeinträchtigungsqualitäten und 
-quantitäten ist eine argumentative, rational begrün­
dete Bewertung der jeweiligen Umstände des Ein­
zelfalls wesentlich231. Flächen geringerer Schutzbe­
dürftigkeit kann nicht ohne jede Rücksicht auf die 
konkrete Beeinträchtigungsintensität eines Ein­
griffsvorhabens von vornherein die Qualität abge­
sprochen werden, Gegenstand einer zu unterlassen­
den vermeidbaren oder gegebenenfalls auszuglei­
chenden bzw. zu kompensierenden Beeinträchti­
gung zu sein241 Die Ermittlung und Bewertung 
straßenbaubedingter Beeinträchtigungen muß im 
Einzelfall auch deswegen vollständig und im einzel­
nen ausreichend konkret sein, um unter Beachtung 
des Vermeidungsgebotes alle kompensationsrele­
vanten Beeinträchtigungen berücksichtigen und im 
Sinne des Verursachungsgrundsatzes eindeutig dem 
geplanten Vorhaben zuordnen zu können251. Ist die
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Bestands- und Konfliktanalyse wegen einer unzu­
reichenden Berücksichtigung von Bereichen mit er­
heblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen of­
fenkundig falsch und sind damit die Eingriffswir­
kungen nicht hinreichend erhoben, ist auch nicht 
erkennbar, in welchem Umfang und an welcher 
Stelle zusätzliche Vermeidungs- und Ausgleichs­
maßnahmen geboten sind und wo und inwieweit 
gegebenenfalls Ersatzmaßnahmen nötig werden. 
Die abgeleiteten Kompensationsmaßnahmen sind 
folglich nicht ausreichend26)
Die Feststellung der Beeinträchtigungen setzt neben 
der Erfassung der Eingriffsursachen die den konkre­
ten Verhältnissen des Einzelfalls entsprechende 
vollständige und ausreichend differenzierte Erhe­
bung und Bewertung des jeweiligen Zustandes der 
Funktionen des Naturhaushalts und des Land­
schaftsbildes voraus. In welchem Maße im Einzel­
fall besondere Untersuchungen durchzuführen sind 
und inwieweit der damit verbundene Aufwand ver­
tretbar ist, läßt sich nicht abstrakt beantworten. Ent­
scheidend ist, daß durch solche Erhebungen ein 
relevanter Erkenntnis gewinn für die Eingriffsbeur­
teilung und die Maßnahmenplanung resultiert, daß 
bei Berücksichtigung der ansonsten fehlenden Er­
kenntnisse eine substantiell andere Entscheidung 
über das Vorhaben und die Maßnahmen getroffen 
würde27) Die Notwendigkeit weitergehender Un­
tersuchungen muß plausibel begründet werden und 
es müssen konkrete Anhaltspunkte für die anson­
sten vernachlässigten Wirkungen und Beeinträchti- 
gungen vorliegen . Der konkret gegebene Rat aus­
gewiesener Fachleute und der dadurch dokumen­
tierte Stand des Fachwissens können Anhaltspunkte 
für die Bestimmung der im Einzelfall notwendigen 
Untersuchungen sein29) Ob dabei stets der Stand 
von Wissenschaft und Forschung zu berücksichti­
gen ist, kann nur aufgrund der spezifischen Pro­
blemsituation, insbesondere der Empfindlichkeit 
und Schutzwürdigkeit der betroffenen Landschaft 
und den dazu vorliegenden Daten sowie der Neuar­
tigkeit und Schwere der befürchteten Beeinträchti­
gungen entschieden werden.
Die Meinungen der Rechtsprechung über Art und 
räumliche wie zeitliche Intensität notwendiger Er­
hebungen gehen jedoch zum Teil deutlich ausein­
ander . Zur weitergehenden Klärung tragen in die­
sem Zusammenhang auch nicht die in einzelnen 
Landesnaturschutzgesetzen definierten Anforde­
rungen an Art und Umfang von notwendigen Er­
mittlungen bei. Die Anforderungen sind im wesent­
lichen allgemeiner Art31) Inwieweit die nach ein­
zelnen Landesnaturschutzgesetzen von den zu be­
teiligenden Naturschutzbehörden zu erstellende gut­
achtliche Stellungnahme32) unterstützend wirkt, hängt 
wesentlich von deren praktischer Handhabung ab. 
Die abweichenden Definitonen bzw. Auslegungen 
zum Eingriffstatbestand und die darauf basierenden 
Ermittlungserfordemisse haben zwangsläufig Aus­
wirkungen auf die weiteren Verpflichtungen zur 
Vermeidung und zum Ausgleich bzw. Ersatz. Eine 
umfassende und fachlich anspruchsvolle Sicherung

der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und des 
Landschaftsbildes aufgrund der Anwendung der 
Eingriffsregelung muß bei einer bundesweiten Be­
trachtungsweise bereits hier fraglich erscheinen. In­
soweit bleibt insbesondere in diesem Punkt die 
Rechtsfortentwicklung abzuwarten.

2.2 Standardisierungsmöglichkeiten

Die rechtlichen, nur qualitativ-inhaltliche Aspekte 
betreffenden Vorgaben zur Eingriffsbestimmung 
sind uneinheitlich, interpretationsfähig und vor al­
lem auf den Einzelfall bezogen auszufüllen. Praxis­
erfahrungen und naturschutzfachlich begründete 
Methoden bieten allerdings Möglichkeiten für 
Standardisierungen. Sie bauen strukturell auf me­
thodischen Anforderungen der Wirkungsprognose 
auf, indem Eingriffsursachen mit den betroffenen 
Funktionen verknüpft und damit die Beeinträchti­
gungen abgeleitet werden.

2.2.1 Beeinträchtigungsursachen bzw. Wirk­
faktoren von Straßenbauvorhaben

Zur ausreichenden Bestimmung der Eingriffsfakto­
ren eines Straßenbauvorhabens werden in der Praxis 
Checklisten verwendet. Solche Listen, in denen re­
gelmäßig auch nach Bau, Anlage und Betrieb von 
Straßen unterschieden wird, liegen in verschiede- 
nen Formen vor . Sie lassen sich für eine bundes­
einheitliche Anwendung weiterentwickeln und ver­
vollständigen. Dabei können die einzelnen Wirk­
faktoren aufgrund ihrer jeweiligen Relevanz unter­
schiedlichen Straßenbaumaßnahmen zugeordnet 
werden34̂

Diese beschreibende Aussage verändert sich jedoch 
bei der Ermittlung von Wirkintensitäten und -reich- 
weiten. Die Wirkungen auf den unmittelbar durch 
Flächeninanspruchnahme, Überbauung und Ver­
siegelung anlagebedingt betroffenen Flächen lassen 
sich relativ präzise beschreiben und auch quantifi­
zieren. Eine solche Bestimmung ist bei den Fakto­
ren des Baubetriebs sowie des späteren Verkehrsge­
schehens, insbesondere des voraussichtlichen Ver­
kehrsaufkommens, mit Unsicherheiten behaftet. 
Prognosemodelle zur Ermittlung von Lärm- und 
Schadstoffausbreitungen35) ermöglichen nur nähe­
rungsweise Angaben, sind jedoch nicht verzichtbar. 
In der Praxis werden für die Abschätzung der rand- 
lichen räumlichen Wirkungen des Straßenbetriebs, 
i.d.R auf die Biotopsituation, zum Teil standardi­
sierte Belastungszonen verwendet36). Die Zonie- 
rungsmodelle weichen jedoch zum Teil gravierend 
voneinander ab. Nicht zuletzt ist fraglich, ob die 
Komplexität der zu berücksichtigenden Wirkungen 
auf die ökologischen und landschaftsästhetischen 
Funktionen überhaupt derart vereinfacht abgebildet 
werden kann. Neben den anerkannten Prognosemo­
dellen sind daher für eine hinreichende Ermittlung 
von Wirkintensitäten emissions- und immissionsbe­
zogene Erfahrungswerte hilfreicher, auf die fachwis-
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senschaftlich abgesichert allerdings nur begrenzt 
zurückgegriffen werden kann37).
Insofern bietet sich für den einzelnen Planungsfall 
an, pauschalisierte Belastungszonen nur als Be­
trachtungsbereiche zu verwenden und möglichst auf 
Erfahrungswerte zurückzugreifen sowie beide an 
die Bedingungen des Einzelfalls anzupassen.

2.2.2 Erfassung der Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts und des Landschafts­
bildes

Die Wirkungsprognose setzt die inhaltlich und 
räumlich-zeitlich hinreichende Erfassung des aktu­
ellen Zustandes von Natur und Landschaft voraus. 
Für die Planungspraxis sind zwischenzeitlich zahl­
reiche wissenschaftlich und naturschutzfachlich be­
gründete Anforderungskataloge für die Erfassung 
der biotischen und abiotischen Faktoren des Na­
turhaushalts und die Erfassung des Landschafts­
bildes erarbeitet worden. Die Anforderungen bezie­
hen sich auf jeweils betroffene Funktionen und re­
levante Faktoren, methodisch-inhaltliche, räumli­
che, zeitliche, darstellerische und organisatorische 
Fragestellungen der Bestandserfassung und -bewer- 
tung38) Diese Anforderungen sind allerdings nicht 
soweit vereinheitlicht und in der Planungspraxis 
verbreitet, daß damit eine weitgehende Vergleich­
barkeit in der Vorgehensweise und tatsächlich aus­
reichende Bestandserfassungen gewährleistet sind. 
Wesentlich sind zudem Auffassungsunterschiede 
bezüglich der Verwendung von mathematisieren- 
den Beurteilungsmethoden wie Biotopwertverfah­
ren. Die Notwendigkeit der eigenständigen Erfas­
sung und Bewertung der Fauna sowie von abioti­
schen Faktoren wird ebenfalls unterschiedlich gese­
hen. Bundesweite Standards für die Bestandsbeur­
teilung können sich daher nur auf allgemeine inhalt­
liche Fragestellungen beziehen. Unter Berücksich­
tigung von Erfahrungswerten können qualitative 
Anforderungen formuliert und systematisiert wer­
den39̂ Weitergehendes muß der länderbezogenen 
bzw. regionalen Differenzierung überlassen blei­
ben.

Daneben ist für die problemangemessene Bestim­
mung des notwendigen Untersuchungsbedarfs, ein­
schließlich der sachgerechten Abgrenzung des Un­
tersuchungsraumes, dessen frühzeitige Klärung im 
Rahmen von strukturierten Abstimmungsprozes- 
s e n Q) von Wichtigkeit. Wesentlich ist auch die sys­
tematische Berücksichtigung von Ergebnissen vor­
angehender Umweltverträglichkeitsuntersuchungen 
(UVU) aus der UVP41).

Bezüglich der im weiteren vorzunehmenden Be­
wertung lassen sich die zu berücksichtigenden Kri­
terien und Maßstäbe nur bedingt vereinheitlichen. 
Eine wesentliche Hilfestellung kann dazu jedoch 
eine qualifizierte Landschaftsplanung leisten, vor­
ausgesetzt sie enthält eine entsprechend differen­
zierte Beschreibung und Darstellung der Funktio­
nen des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes

und deren Bewertung nach naturschutzfachlich 
plausiblen Kriterien42)

2.2.3 Feststellung der erheblichen oder 
nachhaltigen Beeinträchtigungen

Im Einzelfall sind die Beeinträchtigungen so weit­
gehend zu erfassen, wie Erheblichkeit oder Nach­
haltigkeit anzunehmen ist und wie di© Beeinträchti­
gungen von Bedeutung für das Abwägungsergebnis 
sind. Die Wirkungsprognose muß so präzise sein, 
daß die notwendigen Vorkehrungen bzw. Maßnah­
men zur Vermeidung und zum Ausgleich bzw. Er­
satz abgeleitet werden können. Im Zusammenhang 
mit den für die Bestandsbeurteilung definierten An­
forderungen sind für die Planungspraxis Kataloge 
zu den zu berücksichtigenden Beeinträchtigungen 
und deren Beeinflussungsfaktoren ausgearbeitet 
worden43) Sie werden jedoch bislang nicht aus­
reichend beachtet. In solchen für die Einzelfallbeur­
teilung als Checklisten zugrundezulegenden Kata­
logen können rahmenhafte Angaben zum maßnah- 
mentypbezogenen bau-, anlage- und betriebsbe­
dingten Auftreten von Beeinträchtigungen getrof­
fen werden44̂  Daraus lassen sich differenzierte vor­
habenspezifische Checklisten ableiten.
Für eine standardisierte Ermittlung von Beein­
trächtigungen lassen sich wissenschaftlich und na­
turschutzfachlich begründet nur grundsätzliche me­
thodisch-inhaltliche Anforderungen definieren. In 
der Planungspraxis werden unter den Gesichts­
punkten von Praktikabilität, Problemangemes­
senheit und Rechtssicherheit unterschiedliche Vor­
gehensweisen für die Feststellung von Beeinträchti­
gungen, insbesondere deren Ausbreitung und Inten­
sität, für richtig und zweckmäßig gehalten. So er­
folgt die Beschreibung der Beeinträchtigungen über­
wiegend qualitativ und verbal-argumentativ sowie 
ergänzend räumlich-quantitativ kartographisch. Für 
die Beurteilung der Beeinträchtigungen, auch der 
randlichen, betriebsbedingten Wirkungen - insbe­
sondere auf die Biotopsituation werden jedoch 
zudem stark formalisierte Verfahren mit pauschalen 
Vorgaben zur Ausbreitung und Intensität von Beein­
trächtigungen (siehe Pkt. 2.2.1) und deren Verrech­
nung mit den als betroffen definierten Flächen an­
gewendet. Fehlende Herleitungen und die zum Teil 
gravierend voneinander abweichenden Ergebnisse 
bei jeweils vergleichbaren Eingriffssituationen be­
gründen erhebliche Zweifel an der Richtigkeit, 
Plausibilität und planungstauglichen Verwendbar­
keit solcher Vörgehensweisen (siehe Pkt. 4.2.4). 
Zumal bei einer auf Biotopbeeinträchtigungen be­
schränkten Betrachtung regelmäßig andere Beein­
trächtigungen vernachlässigt werden. Insoweit sind 
die betroffenen Funktionen des Naturhaushalts und 
des Landschaftsbildes i.d.R. separat zu beurteilen. 
Die einzelnen Beeinträchtigungen sind in den je­
weiligen funktionalen, räumlichen und zeitlichen 
Dimensionen zu erfassen. Diese Feststellung bein­
haltet stets die qualitative verbale Beschreibung und 
die soweit mögliche Quantifizierung. Unter ökosy-
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Tabelle 1

Definitionen für die Erheblichkeit (oder Nachhaltigkeit) von Beeinträchtigungen (PLANUNGSGRUPPE ÖKO­
LOGIE + UMWELT 1995: 85ff.)

Betroffene
Schutzgüter

Erhebliche (oder nachhaltige) Beeinträchtigungen

B o d e n E rh e b lic h  s in d  B e e in trä c h tig u n g e n  d e r  B o d e n fu n k tio n e n  u nd  d e r  p h y s ik a lis c h e n , c h e m is c h e n  o d e r  b io lo g is c h e n  B e s c h a f­

fe n h e it d e s  B o d e n s  im m e r d a n n , w e n n  d ie  F u n k tio n e n  v o lls tä n d ig  b e s e itig t o d e r  d ie s e  b z w . d ie  B o d e n b e s c h a ffe n h e it  

n ach te ilig  g ru n d le g e n d  v e rä n d e r t  w e rd e n . In  d ie s e m  S in n e  is t e in e  B e s e itig u n g  d e s  B o d e n k ö rp e rs  m it e in e r  a n s c h lie ­

ß e n d e n  V e rs ie g e lu n g  in d e r  R e g e l e in e  e rh e b lic h e  B e e in trä c h tig u n g . A u c h  d ie  E n tfe rn u n g  d e s  O b e rb o d e n s , in s b e s o n d e ­

re  a u f  g e w a c h s e n e n  S ta n d o rte n , d u rc h  A b g ra b u n g  u n d  A u fs c h ü ttu n g  s te llt e in e  e rh e b lic h e  B e e in trä c h tig u n g  d a r. V o n  

e in e r  e rh e b lic h e n  B e e in trä c h tig u n g  is t z u d e m  a u s z u g e h e n , w e n n  e in z e ln e  b o d e n b e s t im m e n d e  F a k to re n  u n d  M e r k m a le  

w ie  W a s s e rh a u s h a lt , S tru k tu r  u n d  N ä h rs to ffg e h a lt  g ra v ie re n d  v e r ä n d e r t  w e rd e n , d a ß  a u c h  e in e  V e rä n d e ru n g  d e r  B o d e n ­

e n tw ic k lu n g  z u  b e fü rc h te n  ist. E in  ü b e r  d a s  n a tü rlic h e , g e o g e n  b e d in g te  M a ß  h in a u s g e h e n d e r  G e h a lt  a n  S c h w e rm e ta l­

len  u n d  o rg a n is c h e n  F re m d s to ffe n  im  B o d e n  ist e b e n fa lls  a ls  e rh e b lic h  a n z u s e h e n .

W a s s e r B e e in trä c h tig u n g e n  d e r  G ru n d w a s s e rn e u b ild u n g  s in d  e rh e b lic h , w e n n  d u rc h  V e rs ie g e lu n g  u n d  Ü b e rfo rm u n g  d e r  G e lä n -

Grundwasser
d e g e s ta lt  d ie  lo k a le  G ru n d w a s s e rn e u b ild u n g s ra te  d e u tlic h  re d u z ie r t  w ird . G ru n d w a s s e re n tn a h m e n  fü h re n  z u  e rh e b lic h e n  

B e e in trä c h tig u n g e n , w e n n  s ich  in fo lg e d e s s e n  d ie  S ta n d o rt-  u n d  L e b e n s b e d in g u n g e n  v o n  P fla n z e n  u n d  T ie r e n  -  in s ­

b e s o n d e re  d e s  B o d e n s  -  d e ra r t ä n d e rn , d a ß  e s  z u  P o p u la t io n s v e rä n d e ru n g e n  u n d  Ä n d e ru n g e n  in d e r  B o d e n e n tw ic k lu n g  

k o m m t. B e e in trä c h tig u n g e n  d e r  G ru n d w a s s e rs trö m u n g s v e rh ä ltn is s e  s in d  a ls  e rh e b lic h  a n z u s e h e n , w e n n  d ie s e  m e rk lic h  

b e e in flu ß t w e rd e n  und  s ich  in fo lg e d e s s e n  in s b e s o n d e re  d ie  S ta n d o rt-  u n d  L e b e n s b e d in g u n g e n  v o n  P f la n z e n  u nd  T ie re n  

ä n d e rn  o d e r  d a s  s o n s tig e  o b e rflä c h lic h e  A u s tre te n  v o n  G ru n d w a s s e r ,  z .B . in Q u e llb e re ic h e n , s ic h  w e s e n tlic h  v e rä n d e rt .  

G ru n d w a s s e rq u a litä ts b e e in trä c h tig u n g e n  s in d  e rh e b lic h , w e n n  d ie  p h y s ik a lis c h e , c h e m is c h e  o d e r  b io lo g is c h e  B e s c h a f­

fe n h e it  d e s  G ru n d w a s s e rs  w e s e n tlic h  v o n  d e r  n a tü rlich e n , g e o g e n  b e d in g te n  Q u a litä t a b w e ic h t, u n d  w e n n  s ic h  in fo lg e ­

d e s s e n  d ie  S ta n d o rt-  u n d  L e b e n s b e d in g u n g e n  v o n  P fla n z e n  u n d  T ie re n  ä n d e rn .

Oberflächen­
gewässer

B e e in trä c h tig u n g e n  v o n  O b e r f lä c h e n g e w ä s s e rn  s in d  e rh e b lic h , w e n n  s ie  v o lls tä n d ig  b e se itig t, ih re  p rä g e n d e n  S tru k tu re n  

w e s e n tlic h  v e rä n d e rt , d ie  S trö m u n g s v e rh ä ltn is s e  u n d  d a s  A b f lu ß g e s c h e h e n  n e g a t iv  b e e in flu ß t w e rd e n  s o w ie  d ie  p h y s i­

k a lis c h e , c h e m is c h e  o d e r  b io lo g is c h e  B e s c h a ffe n h e it  d e s  W a s s e r s  n e g a t iv  v o n  d e n  A u s g a n g s b e d in g u n g e n  a b w e ic h t  

u n d  s ic h  in fo lg e d e s s e n  d ie  S ta n d o rt-  u n d  L e b e n s b e d in g u n g e n  v o n  P f la n z e n  u n d  T ie re n  n e g a t iv  ä n d e rn  o d e r  d a s  L a n d ­

s c h a fts b ild  b e e in trä c h tig t w ird . E in e  E rh ö h u n g  d e s  O b e r f lä c h e n w a s s e ra b f lu s s e s  is t e rh e b lic h , w e n n  in fo lg e d e s s e n  d a s  

A b flu ß g e s c h e h e n  in F lie ß g e w ä s s e rn  e rh ö h t w ird  b z w . d a s  O b e r f lä c h e n w a s s e r  n ich t a u f  s o n s t ig e  n a tu rn a h e  A r t  und  

W e is e  z u rü c k g e h a lte n  w e rd e n  k a n n .

K l im a /L u f t E rh e b lic h  s in d  B e e in trä c h tig u n g e n , w e n n  d u rc h  Ü b e rb a u u n g , B e s e itig u n g  d e r  V e g e ta t io n s d e c k e  u n d  S ta n d o r tv e rä n d e ­

ru n g e n , in s b e s o n d e re  d u rc h  V e rs ie g e lu n g e n , d ie  m e s o - u n d  m ik ro k lim a tis c h e n  K lim a fu n k tio n e n  b e s e itig t b z w . w e s e n t­

lich v e rä n d e r t  w e rd e n . B e e in trä c h tig u n g e n  d e s  L u fta u s ta u s c h e s  s in d  e rh e b lic h , w e n n  d a fü r  g e e ig n e te  R ä u m e  b zw .  

B a h n e n  in ih re r  F u n k tio n s fä h ig k e it w e s e n tlic h  g e m in d e r t w e rd e n  u nd  ih re  W o h lfa h r ts w irk u n g e n  a u f  fu n k tio n a l z u g e o rd ­

n e te  Z ie lg e b ie te  n ich t m e h r  in v o lle m  U m fa n g  e rb r in g e n  k ö n n e n . B e e in trä c h tig u n g e n  d e r  L u ftq u a litä t d u rc h  s tr a ß e n b e ­

d in g te  L u ftv e ru n re in ig u n g e n  s in d  e rh e b lic h , w e n n  s ic h  d ie  L ü ftq u a litä ts p a ra m e te r  w e s e n tlic h  ä n d e rn , d a ß  g e g e n ü b e r  

L u fts c h a d s to ffim m is s io n e n  e m p fin d lic h e  F u n k tio n e n  d e s  N a tu rh a u s h a lts  o d e r  d e s  L a n d s c h a fts b ild e s  w ie  n ä h rs to ffa rm e  

B io to p typ en  o d e r  G e b ie te  m it e in g e s c h rä n k te m  L u fta u s ta u s c h  g ra v ie re n d  v e rä n d e r t  w e rd e n .

T ie r e ,  P f la n z e n  

u n d  d e r e n  

L e b e n s r ä u m e /  

L e b e n s r a u m ­

fu n k t io n e n  

(n a c h  Reck u. 
Kaule (1 9 9 2 , S . 

1 4 1 , v e rä n d e rt )

E rh e b lic h  s in d  B e e in trä c h tig u n g e n , w e n n  L e b e n s -  u n d  F u n k tio n s rä u m e  n e g a tiv  v e rä n d e r t  w e rd e n , d e re n  A r te n g e m e in ­

s c h a fte n  n o c h  n ich t s ta rk  v e ra rm t s in d , o d e r  w e r tb e s tim m e n d e  A rte n  s o w ie  E n tw ic k lu n g s p o te n tia le , in s b e s o n d e re  

p rä g e n d e  S ta n d o rtfa k to re n , n a ch te ilig  b e e in flu ß t w e rd e n .

N a c h h a ltig  s in d  B e e in trä c h tig u n g e n , w e n n  A rte n  o d e r  ty p is c h e  A r te n g e m e in s c h a fte n  n a c h  e in e r  e in g riffs b e d in g te n  

D e p re s s io n  d u rc h  d e n  S tra ß e n b a u  n a c h  d e s s e n  B e e n d ig u n g  n ich t w ie d e r  in n e rh a lb  e in e s  Z e it ra u m e s  v o n  5  J a h re n  in 

d e r  v o rh e r ig e n  P o p u la tio n s d ic h te  je  F lä c h e n g rö ß e  V o rk o m m e n  k ö n n e n . U n te r  d e n  g le ic h e n  z e it lic h e n  B e d in g u n g e n  g ilt 

e in e  B e e in trä c h tig u n g  a u c h  a ls  n a c h h a ltig , w e n n  b e is p ie ls w e is e  ze it lic h , rä u m lic h  u nd  fu n k tio n a l v o n e in a n d e r  a b h ä n g ig e  

L e b e n s ra u m m o s a ik e , d ie  in d e r  R e g e l a u fg ru n d  v o n  k o n k re te n  Z ie le n  d e s  N a tu rs c h u tz e s  u n d  d e r  L a n d s c h a fts p fle g e ,  

in s b e s o n d e re  n a c h  d e n  Z ie la u s s a g e n  d e r  L a n d s c h a fts p la n u n g  z u  E rh a lt  o d e r  E n tw ick lu n g  v o n  L e b e n s rä u m e n , Z ie ls y ­

s te m e  im  B e z u g s ra u m  s in d , n ic h t in g le ic h a rtig e n  F u n k tio n s g e fü g e n  w ie d e rh e rg e s te llt  w e rd e n  k ö n n e n .

L a n d s c h a f ts b i ld E rh eb lic h  s in d  B e e in trä c h tig u n g e n  d e s  L a n d s c h a fts b ild e s , w e n n  s tru k tu re ll-ä s th e tis c h e  Q u a litä te n  u n d  W e r te  ü b e rfo rm t  

b z w . v e rm in d e r t w e rd e n . D e s  w e ite re n  is t v o n  e rh e b lic h e n  B e e in trä c h tig u n g e n  a u s z u g e h e n , w e n n  d ie  F u n k tio n  vo n  

E le m e n te n , S tru k tu re n  o d e r  L a n d s c h a fts te ile n  a ls  T r ä g e r  k u ltu rh is to r is c h e r b zw . la n d e s g e s c h ic h t lic h e r In fo rm a tio n e n , 

v o n  S y m b o lg e h a lte n  w ie  H e im a tg e fü h l o d e r  Id e n tifiz ie ru n g s m ö g lic h k e ite n  s o w ie  v o n  fre iz e it-  b z w . e rh o lu n g s b e z o g e n e n  

N u tz u n g s g ru n d la g e n  d e u tlich  g e m in d e rt, g e s tö r t b z w . z e rs tö r t  w ird  (Planungsgruppe Ökologie +  Umwelt 1 9 9 0 , S . 2 3 ,  

v e rä n d e rt ) . D ie s e  B e e in trä c h tig u n g e n  m ü s s e n  v o n  e in e m  fü r  d ie  S c h ö n h e it  e in e r  L a n d s c h a ft a u fg e s c h lo s s e n e n  D u rc h ­

s c h n itts b e tra c h te r  a ls  n a ch te ilig  e m p fu n d e n  w e rd e n  (B V e rw G , U rt. v . 2 7 .0 9 .1 9 9 0  -  4  C  4 4 .8 7  -  N u R  1 9 9 1 , S . 1 2 4 , 1 2 7 ;  

O V G  N o rd rh e in -W e s tfa le n , U rt. v . 0 4 .0 6 .1 9 9 3  -  7  A  3 1 5 7 /9 1  -  N u R  1 9 9 4 , S . 2 4 9 ,  2 5 0 f .) .

L ä rm b e e in trä c h tig u n g e n  s in d  im  Z u s a m m e n h a n g  m it d e m  E rh o lu n g s w e rt d e r  L a n d s c h a ft b z w . d e r  la n d s c h a fts b e z o g e ­

n e n  E rh o lu n g sfu n k tio n  a ls  e rh e b lic h  a n z u s e h e n , w e n n  s ic h  d e r  B e u rte ilu n g s p e g e l d e s  V o re in g r iffs z u s ta n d e s  d u rc h  d e n  

S tra ß e n v e rk e h rs lä rm  w e s e n tlic h , d a s  h e iß t  u m  m in d e s te n s  3  d B  (A ), e rh ö h t (v g l. d a z u  §  1 A b s . 2  N r. 2  1 6 . B Im S c h V  

e in e  E rh ö h u n g  d e s  v o n  e in e m  V e rk e h rs w e g  a u s g e h e n d e n  L ä rm s  -  b e i e in e r  e rh e b lic h e n  b a u lic h e n  Ä n d e ru n g  -  u m  

m in d e s te n s  3  d B  (A ) a ls  e in e  w e s e n tlic h e  Ä n d e ru n g  v o n  S tra ß e n  im  S in n e  v o n  §  1 A b s . 1 1 6 . B Im S c h V  q u a lif iz ie rt)  

o d e r  w e n n  d ie  L ä rm b e e in trä c h tig u n g e n  ( Im m is s io n e n ) e in e n  Im m is s io n s r ic h tw e rt v o n  4 5  d B  (A ) ü b e rs c h re ite n  (Pla­
nungsgruppe Ökologie +  Umwelt 1 9 9 0 , S . 1 6 0 ) .

D ie  Z u g ä n g lic h k e it  d e r  L a n d s c h a ft w ird  e rh e b lic h  b e e in trä c h tig t, w e n n  d ie  fü r  d ie  la n d s c h a f ts b e z o g e n e  E rh o lu n g  b e d e u t­

s a m e n  W e g e  b e s e itig t und  W e g e b e z ie h u n g e n  z e rs c h n itte n  w e rd e n .
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stemaren Gesichtspunkten ist zudem eine zusam­
menfassende Beurteilung der sich insgesamt und in 
ihren Wirkungsbeziehungen ergebenden Beein­
trächtigungen notwendig.
Für eine räumliche Erfassung der Beeinträchtigun­
gen sind die betroffenen Flächen von besonderer 
Wichtigkeit, und die Größe der betroffenen Fläche 
stellt einen wesentlichen Beurteilungsaspekt dar. 
Flächengrößen bilden den Beeinträchtigungsum­
fang jedoch nicht ausschließlich und vollständig ab. 
Meßgrößen können zudem z.B. Län^e in m, Volu­
men in m3 und Anzahl in Stück sein ^
Für die Wirkungsprognose kann zwar auch auf 
übertragbare Erfahrungswerte, wie sie zum Teil an­
hand wissenschaftlicher Untersuchung belegt sind46), 
zurückgegriffen werden. Regelmäßig ist jedoch nur 
eine Beurteilung nach den konkreten örtlichen Ver­
hältnissen möglich.
Die für die Eingriffsbeurteilung grundsätzlichen 
Maßstäbe "Erheblichkeit oder Nachhaltigkeit" wer­
den bei den mit pauschalisierten Vorgaben operie­
renden Beurteilungsverfahren unmittelbar und quan­
tifizierend definiert. Ansonsten existieren aus der 
Planungspraxis nur qualitative Anforderungen und 
Erfahrungen zur Bestimmung der Erheblichkeit. 
Fachwissenschaftlich sind verallgemeinerungsfähi­
ge Maßstäbe nur für die Schutzgüter Arten und 
Biotope47̂ und das Landschaftsbild48) sowie im Sin­
ne von wirkungsbezogenen Zuordnungen für die 
einzelnen Naturhaushaltsfaktoren49̂ definiert. 
Erheblichkeit oder Nachhaltigkeit von Beeinträch­
tigungen sind neben der Art und Intensität der Ein­
griffsursachen maßgeblich an die konkrete Ausprä­
gung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und 
des Landschaftsbildes geknüpft. Sie lassen sich da­
her nur in jedem einzelnen Planungsfall beantwor­
ten. Die Aussagen der Landschaftsplanung als ört­
liche Konkretisierung der Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege haben hierbei eine be­
sondere Relevanz, um regional- und naturraum­
spezifische Besonderheiten und Bewertungsmaß­
stäbe berücksichtigen zu können. Im Vordergrund 
steht folglich die die örtlichen Bedingungen berück­
sichtigendefachlich qualifizierte Bewertung. Für die­
se Beurteilung können allerdings Zusammenstel­
lungen über Funktionen und Werte mit besonderer 
Bedeutung, die bei Betroffenheit regelmäßig als 
erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt angesehen 
werden können, oder Listen über zeitlich nicht bzw. 
kaum wiederherstellbare Biotoptypen wichtige Hil­
festellungen leisten50)
Des weiteren lassen sich auf den in Wissenschaft 
und Forschung sowie Rechtsprechung entwickelten 
Maßstäben basierend rahmengebende Grundsätze 
für die Beurteilung der Erheblichkeit und Nachhal­
tigkeit formulieren (Tabelle 1)51). Bezüglich der 
Nachhaltigkeit von Beeinträchtigungen ist ein Zeit­
punkt zu definieren, über den hinausgehend Beein­
trächtigungen wirksam sind, um als nachhaltige Be­
einträchtigung angesehen zu werden. Da sich dies 
naturwissenschaftlich nicht ausreichend ableiten 
läßt, bedarf es einer Konvention. In der Fachdiskus­

sion wird vorgeschlagen, Beeinträchtigungen als 
nachhaltig anzusehen, wenn sie länger als 5 Jahre 
andauem52)

3. Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigun­
gen

3.1 Rechtliche Grundlagen

Die Pflicht zur Unterlassung vermeidbarer Beein­
trächtigungen nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG ist 
striktes Recht Sie unterliegt nicht der Abwä- 
gung54) Wie die anderen materiellen Gebote der 
Eingriffsregelung steht das Vermeidungsgebot un­
ter der Voraussetzung der Erforderlichkeit des Ein- 
griffs55). Das Vermeidungsgebot bezieht sich auf die 
Beeinträchtigungen des konkreten Vorhabens, um 
die Auswirkungen des Eingriffs selbst (an Ort und 
Stelle) auf Natur und Landschaft möglichst gering 
zu halten56). Weder der Verzicht auf das Vorhaben57̂

c o \
noch die Verweisung auf eine andere Trassierung 
stellen eine zwingend zu veranlassende Vermeidung 
im Sinne des Naturschutzrechts dar. Denn grund­
sätzliche Zulässigkeit sowie richtige Trassiemng und 
Auswahl von Planungsvarianten sind Fragen sach­
gerechter Abwägung59̂ Die sich nach dem Abwä­
gungsgebot ergebende Pflicht zur Alternativenprü­
fung60’ wird jedoch durch das naturschutzrechtliche 
Vermeidungsgebot hinsichtlich der Betroffenheit 
von Natur und Landschaft intensiviert61\  Unter dem 
Gesichtspunkt der weitestgehenden Vermeidung von 
naturschutzrechtlich relevanten Beeinträchtigun­
gen sind daher insbesondere Trassen- und Standort­
varianten hinsichtlich ihrer jeweihgen Auswirkungen 
auf die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und das 
Landschaftsbild zu untersuchen.
Eine verkürzte Betrachtung, wonach aus den er­
heblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen 
unmittelbar der Ausgleich abgeleitet werden kann, 
ist als bereits im Grundsatz rechtsfehlerhaft zu be­
trachten, insbesondere wenn vermeidbare Beein­
trächtigungen unterlassen werden können. Indessen 
sind Art und Intensität der im Einzelfall vorzuneh­
menden naturschutzrechtlich begründeten Ver­
meidung, insbesondere der Durchführung von be­
sonderen technischen und folglich kostenintensiven 
Maßnahmen wie Grünbrücken und Tunnelführun­
gen, verwaltungsgerichtlich noch klärungsbedürf- 
tig62). Die Frage etwaiger Kosten kann dabei nicht über 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit bzw. dem dar­
in eingeschlossenen Übermaßverbot Berücksichtigung 
finden, so wie es in Rechtsprechung, Rechtsliteratur 
und Verwaltungspraxis vielfach erfolgt63) Denn die 
Anwendung des Grundsatzes der Verhältnismäßig­
keit mit seiner die individuelle Rechts- und Frei­
heitssphäre verteidigenden Funktion bezieht sich 
ausschließlich auf das Verhältnis Staat und Bür­
ger6̂  und kann somit für die Umsetzung der Ein­
griffsregelung für Straßenbaumaßnahmen nur im 
Zusammenhang mit etwaigen Enteignungen von 
Bedeutung sein65). Vielmehr ist im Zusammenhang
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Tabelle 2

Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen (PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE+ 
UMWELT 1995, Anlage 11.3, S. 11-13)

B e e in t r ä c h t ig u n g e n  

d e s  B o d e n s

{ 4 }  V o l ls t ä n d ig e r

F u n k ö o n s v e r lu s t  b e tre ffs  

Ub$n$r3vuWurtkW>rt {Standort für 
Pferden Tiere} 
Regutatronsfunktion (Schadstoffrück- 

:: öhaltung , :Grundwassemeubildung{: 
Wasserspeicherung . -regulation) 
allgemeine Produktansfunktion (Bio- 
masseprodukSon)

[2 )  Ü b e r p r ä g u n g  d e r

u r s p r ü n g l ic h e n  S t a n d o r t -  

V e r h ä l t n is s e  /  M in d e r u n g  

d e r  B o d e n f u n k t io n e n
(Infolge von Auf- und Abfrag. Ver­
mischung:: . * jdfonfaht infolge-.vorr: 
Siegelung)

£3) B o d e n v e r d ic h tu n g
.(Veränderung der.Sfandbrtbedlngungen >3; Minderung: x 

der flodenfunkfionen —> Erhöhung des Oberflächen- 
wasserabHußes)

V e r m e id u n g

Anm.:
-  Landesrechtlich sind, 

soweit vorhanden, vor­
rangig Anforderungen 
von Bodenschutzgeset­
zen beachtlich (z.B. 
BodSchG-BW).

-  p la n e r is c h e  V e rm e id u n g /R e d u -  

z ie ru n g

R e d u z ie ru n g  d e r  S tra ß e n ­

q u e rs c h n itte

W a h l d e r  k ü rz e s te n  T r a s s ie ­

ru n g

Ä n d e ru n g  d e r  B e fe s tig u n g s ­

a r t

-  V o rk o p fb a u w e is e  b z w . B a u  

v o n  b e re its  b e fe s tig te n  

S tra ß e n b e s ta n d te ile n  a u s

( -  B a u ta b u z o n e n )

( -  E in s c h rä n k u n g  d e s  B a u fe ld e s )

-  S c h u tz  d e r  R a n d flä c h e n

-  p la n e r is c h e  V e rm e id u n g /R e d u -  

z ie ru n g

R e d u z ie ru n g  d e r  S t r a ß e n ­

q u e rs c h n itte

W a h l  d e r  k ü rz e s te n  T r a s s ie ­

ru n g

Ä n d e ru n g  d e r  G r a d ie n te /-  

R e d u z ie ru n g  d e r  E n tw u rfs ­

g e s c h w in d ig k e it  

A n p a s s u n g  a n  G e lä n d e n i-  

v e a u /V e r z ic h t  a u f  E in s c h n it­

te  u . D ä m m e

-  V o rk o p fb a u w e is e  b z w . B a u  

v o n  b e re its  b e fe s t ig te n  

S tra ß e n b e s ta n d te ile n  a u s

-  B a u ta b u z o n e n

-  E in s c h rä n k u n g  d e s  B a u fe ld e s

-  S c h u tz  d e r  R a n d flä c h e n

-  k e in  E in b a u  v o n  s ta n d o rtfre m ­

d e n  B ö d e n

-  V o rk o p fb a u w e is e  b z w . B a u  v o n  b e re its  

b e fe s t ig te n  S tra ß e n b e s ta n d te ile n  a u s

-  B a u ta b u z o n e n

-  E in s c h rä n k u n g  d e s  B a u fe ld e s

-  V e r z ic h t  a u f  B e fa h re n  v o n  z u  n a s s e n  

B ö d e n

-  s c h ic h tg e re c h te  L a g e ru n g  u n d  W ie d e r ­

e in b a u  d e r  B ö d e n

-  V e rz ic h t  a u f  A u s -  u n d  E in b a u  v o n  B ö d e n

B e e in t r ä c h t ig u n g e n  

d e s  B o d e n s

(Ar) B o d e n e r o s io n
(Veränderung der Standorteedlngungen 

Minderung der Bodenfunkbonen)

($ )  V e r ä n d e r u n g  d e s  B o d e n ­

w a s s e r h a u s h a l t e s
(Veränderung -der Sfandortbedihgungen 

m$bes, dar Lebansraurn- . produk- 
ijpnsfurikhört)

( $ )  S c h a d s t o f f a n r e ic h e r u n g
(Veränderung :der$tendt>rteed|ngungen;. Beeinträdi-x 
tigung: aller BodenfuriMJßnen.. . Beeinträchtigung; d a s :  
Grundwassers)

V e r m e id u n g

Anm.:
-  Landesrechbich sind, 

soweit vorhanden, vor­
rangig Anforderungen 
von Bodenschutzgeset­
zen beachtlich (z.B. 
BodSchG-BW).

-  k u r s i v  dargestellte Vor­
kehrungen bzw. Maß­
nahmen ergeben sich 
ausschließlich nach an­
deren Rechtsgrundla­
gen und nicht nach der 
Eingriffs regelung.

V o rk o p fb a u w e is e  b z w . B a u  v o n  

b e re its  b e fe s t ig te n  S tra ß e n ­

b e s ta n d te ile n  a u s

-  B a u ta b u z o n e n

-  E in s c h rä n k u n g  d e s  B a u fe ld e s

-  s a c h g e m ä ß e  L a g e ru n g  d e s  

B o d e n s

-  frü h z e it ig e  W ie d e rb e g rü n u n g /-  

Z w is c h e n a n s a a t

-  V e r z ic h t  a u f  A u s -  u n d  E in b a u  

v o n  B ö d e n

-  V e r z ic h t  a u f  E n tw ä s s e ru n g s ­

m a ß n a h m e n

-  W a h l  a n g e p a ß te r  B a u v e r fa h ­

re n

-  B e w ä s s e ru n g  w ä h r e n d  d e r  

E n tw ä s s e ru n g s m a ß n a h m e n

-  E n tw ä s s e ru n g  w ä h re n d  d e r  

V e r n ä s s u n g s m a ß n a h m e

-  B a u ta b u z o n e n

-  d u rc h lä s s ig e  b z w . u m s trö m -  

b a re  B a u w e rk e  im  G ru n d w a s ­

s e rb e re ic h

-  Reduzierung der KFZ-bezogenen Schad­
stoffemissionen

- verkehrslenkende Maßnahmen (Ge­
schwindigkeitsbegrenzung)

-  W a h l g e e ig n e te r  u m w e ltn e u tra le r  B a u ­

s to ffe

-  W a h l g e e ig n e te r , u m w e ltn e u tra le r  U n h a l­

tu n g s m a ß n a h m e n  (k e in  H e rb iz id e in s a tz ,  

u m w e ltv e r trä g lic h e  S tre u m itte l)

-  B e a c h tu n g  e n ts p re c h e n d e r  R e g e lw e rk e

- Maßnahmen nach Vorschriften in beson­
deren Schadensfällen (z.B. nach Polizei- 
recht)

-  frü h z e it ig e  A n la g e  v o n  Im m is s io n s s c h u tz ­

p fla n z u n g e n

- bauliche Immissionsschutzmaßnahmen 
(z.B. auch Lärmschutz) b z w . E rd w ä lle

- Verkehrsicherhertsmaßnahmen
-  Maßnahmen nach RiStWag
-  Öl- und Schadstoffabscheider.

mit Kosten von Maßnahmen auf die in der Verwal­
tung zu beachtenden Grundsätze der Wirtschaftlich­
keit und Sparsamkeit abzustellen, wonach bei glei­
cher Zielerfüllung das Mittel zu wählen ist, das mit 
einem geringeren Aufwand verbunden ist66).

3.2 Standardisierungsmöglichkeiten

Standardisierungsmöglichkeiten bestehen zunächst 
dahingehend, die sich aus den rechtlichen Rahmen­
bedingungen unmittelbar ergebenden straßenbau­
spezifischen Anforderungen zu definieren. Nach 
dem Vermeidungsgebot der Eingriffsregelung be­
gründbare und zu veranlassende Vorkehrungen, Tä­
tigkeiten oder Maßnahmen zur Vermeidung von

Beeinträchtigungen sind danach im Sinne einer ne­
gativen Abgrenzung zunächst alle Möglichkeiten, 
die nicht nach dem Abwägungsgebot im Rahmen 
der Altemativenprüfung zu behandeln sind und die 
sich nicht nach fachgesetzlichen Erfordernissen wie 
der Vermeidungspflicht aus § la  Abs. 1 Wasser­
haushaltsgesetz (WHG) ergeben67) Des weiteren 
können es nur Möglichkeiten sein, die auch geeignet 
sind, Beeinträchtigungen tatsächlich zu vermeiden. 
Dazu müssen Realisierbarkeit und Wirksamkeit sol­
cher Maßnahmen gegeben sein. Bei der Frage, ob 
solche realisierbaren Möglichkeiten zur Vermeidung 
zu veranlassen sind, kommt es dann nur auf den 
Tatbestand einer ansonsten gegebenen (erheblichen 
oder nachhaltigen) Beeinträchtigung an.
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Geeignete und untersuchungswürdige Vorkehrun­
gen, Tätigkeiten und Maßnahmen, die grundsätzlich 
zu einer Vermeidung der verschiedenen Beeinträch­
tigungen führen können, lassen sich, auf der Grund­
lage von z.T. für die Praxis bereits ausgearbeiteten 
Listen681, als konkrete Arbeitshinweise checklisten­
artig zusammenstellen. Durch die Zuordnung der 
Vermeidungsmaßnahmen zu den verschiedenen Be­
einträchtigungen wird der funktionale Bezug deut­
lich. Querverweise zu den nach Fachgesetzen ggf. 
zu veranlassenden Maßnahmen zeigen die Erforder­
nisse für eine planungsrechtlich abgesicherte Ab­
stimmung der gesamten Maßnahmenerfordemisse 
auf (vgl. Tabelle 2 als Beispiel für mögliche Vermei­
dungsmaßnahmen bezüglich Beeinträchtigungen6Q}
von Bodenfunktionen)
Eine verbesserte Berücksichtigung des Vermei­
dungsgebots kann bei der Entwurfsoptimierung vor 
allem durch eine intensive und frühzeitige Abstim­
mung zwischen Straßenentwurfsplanem und Bearbei­
tern des naturschutzfachlichen Beitrags erfolgen,

4. Kompensation unvermeidbarer Beeinträchti­
gungen

4.1 Rechtliche Grundlagen

4.1.1 Ausgleich

Das Ausgleichsgebot ist wie das Vermeidungsgebot 
striktes Recht und nicht Gegenstand der planeri- 
sehen Abwägung Die an den Ausgleich zu stel­
lenden tatbestandlichen Anforderungen gemäß § 8 
Abs. 2 Satz 4 BNatSchG sind für die ausfüllende 
Landesgesetzgebung verbindlich711 Andere Rege­
lungen gelten folglich nur, wenn sie dahinter nicht 
Zurückbleiben721 Bei der Bestimmung der Aus­
gleichsmaßnahmen kommt es vorrangig auf den 
funktionalen Zusammenhang zum Eingriff an731. 
Dabei ist eher auf Kompensation als auf Restitution 
abzustellen741 Die räumliche Verbindung der Aus­
gleichsmaßnahmen zum Ort der Beeinträchtigun­
gen muß ausreichend sein, daß die Maßnahmen 
funktional auf den Ort des Eingriffs zurückwirken 
können751 Um mit diesen Maßnahmen einen Aus­
gleich im Sinne des Gesetzes zu erreichen, ist in 
dem betroffenen Landschaftsraum ein Zustand zu 
schaffen, der den vor dem Eingriff vorhandenen 
Zustand in weitest möglicher Annäherung in glei­
cher Art, mit gleichen Funktionen und ohne Preis­
gabe wesentlicher Faktoren des ökologischen und/ 
oder optischen Beziehungsgefüges fortführt761 
Die Maßnahmen zum Ausgleich von Beeinträchti­
gungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
müssen in einem funktionalen Zusammenhang mit 
der durch den Eingriff gestörten ökologischen 
Funktion stehen, deren Kompensation sie bezwek- 
ken771. Dabei können solche Maßnahmen im Einzel­
fall durchaus in unmittelbarer Nähe der geplanten 
Straße liegen781
Als Ausgleich von Landschaftsbildbeeinträchtigun­
gen gelten in gleichem Maße Maßnahmen zur land­
schaftsgerechten Wiederherstellung oder - ebenfalls

landschaftsgerechten - Neugestaltung791. Als Maß­
nahmen kommen zunächst Bepflanzungsmaßnah­
men an Böschungen und auf Freiflächen des Stra­
ßenbauvorhabens in Betracht801 Oft ist ein Aus­
gleich von Beeinträchtigungen des Landschaftsbil­
des allein dadurch nicht zu erreichen811 Der Aus­
gleich ist jedoch nicht deswegen ausgeschlossen, 
weil eine Veränderung z.B. durch Brücken, Ein-

R2)schnitte oder Dämme optisch wahrnehmbar bleibt , 
gleichwohl können im Einzelfall auch derart inten­
sive Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes aus­
gelöst werden, die nicht wirklich ausgleichsfähig 
sind831. Ein in solchen Fällen notwendiger weitergehen­
der Ausgleich kann gleichzeitig auch durch die 
Maßnahmen zum Ausgleich von Beeinträchtigun­
gen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts er­
reicht werden841
An diesen Anforderungen müssen sich Ausgleichs­
maßnahmen im Einzelfall in genügendem Maße 
orientieren, auch um die erforderliche Abgrenzung

oc\
zu den Ersatzmaßnahmen zu wahren Insoweit 
kommt es bei der Ableitung der Maßnahmen stets 
auf die jeweiligen Verhältnisse des konkreten Ein­
zelfalls an861
Die materiellen Anforderungen des Ausgleichsge­
bots stellen grundsätzliche Schranken bezüglich in­
haltlicher, räumlich-funktionaler und zeitlicher Fra­
gen des Ausgleichs dar. Sie leiten die Planung des 
Ausgleichs. Ein planerischer Beurteilungs- oder Ge­
staltungsspielraum besteht dabei nicht grundsätz­
lich871 In den rechtlichen Grenzen bestehen allen­
falls Beurteilungsspielräume und planerische Ent­
scheidungsmöglichkeiten zur Konkretisierung un-

OQ\

bestimmter Reehtsbegriffe Davon wird jedoch 
die grundsätzliche Pflicht zur Erfüllung des Aus-

Q Q\

gleichsgebots nicht berührt .
Im Rahmen der prognostischen Erwägungen ist die 
Geeignetheit der geplanten Ausgleichsmaßnahmen 
darzulegen. Insofern steht das Ausgleichsgebot un­
ter der Voraussetzung der Möglichkeit, Ausgleichs­
maßnahmen zu treffen901. Realisierbarkeit und Wirk­
samkeit der Maßnahmen stellen selbstverständliche 
Grundvoraussetzungen dar, um das angestrebte 
Ausgleichsziel zu erreichen911 Bei der Eingriffs- 
Ausgleichs-Bilanzierung ist die Wertigkeit des je­
weiligen aktuellen Zustandes der Flächen für Kom-

^  9 2 )pensationsmaßnahmen zu berücksichtigen Die 
Maßnahmen müssen zu einer Aufwertung des bis­
herigen Zustandes der überplanten Flächen füh­
ren931. Eine allgemeine Verbesserung der Situation 
von Natur und Landschaft gegenüber dem Vörein- 
griffszustand kann mit den Mitteln der Eingriffsre­
gelung grundsätzlich nicht erreicht werden941, es 
geht nur um eine Verhinderung der Verschlechte­
rung der ökologischen und landschaftlichen Ver­
hältnisse in der Gesamtbilanz, diese muß ausrei­
chend sein951
Der räumliche Umfang von Kompensationsmaß­
nahmen ist ein wesentliches Kriterium zur Beurtei­
lung einer ausreichenden Kompensation. Indessen 
sind aus den Rechtsentscheidungen keine Richtwer-ü 96}te ableitbar, wonach bei einer bestimmten Relation
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von einer ausreichenden Kompensation ausgegan­
gen werden kann971.
Die Maßnahmen müssen gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 
BNatSchG in einer zu bestimmenden Frist ergriffen 
werden, um den Ausgleich im Sinne von § 8 Abs. 2 
Satz 4 BNatSchG nach Beendigung des Eingriffs 
erreichen zu können. Dieser Zeitpunkt muß sich an 
der Fertigstellung des Bauwerks Straße orientie­
ren981, wobei der Zeitraum bis zum Erreichen des 
Ausgleichs überschaubar bleiben muß \  die zu set- 
zenden Fristen müssen zeitlich angemessen sein1001. 
Die notwendigen zeitlichen Maßstäbe und Abläufe 
sind rechtsverbindlich festzulegen, ansonsten ist die 
Verwaltungsentscheidung rechtsfehlerhaft101'1’ min­
destens sind Bedenken angebracht, wenn die Frist­
bestimmungen zu ungenau sind1021 Die Fristset­
zung orientiert sich insbesondere an den ökologi­
schen räumlich-funktionalen Erfordernissen des 
Einzelfalls. Diese können dann dazu führen, daß 
Ausgleichsmaßnahmen bereits vor Baubeginn einer 
Straße durchzuführen sind1031, um das Ausgleichs­
ziel erreichen zu können1041. Im Einzelfall kann der 
Ausgleichspflicht auch dann noch entsprochen wer­
den, wenn die Maßnahmen erst nach längerer Zeit 
wirksam werden und insofern zunächst nur die Vor­
aussetzungen geschaffen werden, unter denen sich 
bei Berücksichtigung natürlicher Entwicklungspro­
zesse auf Dauer gleichartige Verhältnisse herausbil­
den können1051
Bei der Eingriffs- und Kompensationsbeurteilung 
ist eine qualitative Gesamtbetrachtung wesentlich; 
es geht nicht um ein enges Auffechnen einzelner Be­
einträchtigungen gegen einzelne Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen. Eine ausschließlich quantitative 
Betrachtung ist nicht genügend1061. Die ausreichen­
de Begründung der Kompensationsmaßnahmen 
insbesondere bezüglich des Ableitungszusammen­
hangs zu den Beeinträchtigungen - ist entscheidend, 
wenn die Auflagen nicht rechtsfehlerhaft sein sol­
len10̂  Praktische Ausgleichsansätze, in denen 
objektiv nicht eindeutig bestimmbare - Wertigkei­
ten von Funktionen multipliziert mit deren Flächen­
größe dergleichen Wertzahl (gebildet aus Wert mul­
tipliziert mit Flächengrößen von Kompensations­
flächen) gegenübergestellt werden, dürften in ihrem 
Ansatz bereits unvereinbar mit den Kriterien für 
einen funktionalen Ausgleich und eine vorhabenbe­
zogene Verursacherhaftung sein1081. Die Nachvoll­
ziehbarkeit der geplanten Kompensationsmaßnah­
men kann im Hinblick auf deren Ableitungszusam­
menhang und bezüglich Qualität und Quantität 
durch eine tabellarische Eingriffs-Ausgleichs-Bi- 
lanzierung zweckmäßig unterstützt werden1091.
Die gesetzlichen Festlegungen und deren Ausle­
gung in Rechtsprechung und Rechtsliteratur ermög­
lichen nicht die Ableitung von Richtwerten als kon­
krete verallgemeinerungsfähige Maßstäbe zur Aus­
gleichsbemessung. Zwar geben zwei Landesgesetz­
geber Ermächtigungen für die etwaige Festlegung 
von Regeln bzw. Standards über Inhalt, Art und 
Umfang von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen1101, 
ein ausreichender Ausgleich kann sich jedoch auch

danach nicht in der Festlegung von quantitativen 
Dimensionen für Kompensationsmaßnahmen er­
schöpfen. Qualität und Quantität der Maßnahmen 
sind nur in der auf die konkreten Verhältnisse des 
Einzelfalls abgestimmten Ausprägung aufeinander 
bezogen festlegbar. Sie können weder im konkreten 
Fall isoliert noch allgemeingültig bestimmt werden.

4.1.2 Ersatz

Von der Ermächtigung nach § 8 Abs. 9 BNatSchG 
zu weitergehenden Anforderungen bezüglich Er­
satzmaßnahmen haben alle Bundesländer Gebrauch 
gemacht. Das Gebot, Ersatzmaßnahmen für nicht 
ausgleichbare Beeinträchtigungen durchzuführen, 
ist als sekundäres Ausgleichsgebot nach fast allen 
landesrechtlichen Regelungen ebenfalls striktes 
Recht und damit nicht Gegenstand der planerischen 
Abwägung1111
Die an Ersatzmaßnahmen im einzelnen definierten 
Anforderungen weichen jedoch zum Teil deutlich 
voneinander ab. Bedeutsam sind Einschränkungen 
wie Nichtberücksichtigung von nicht ausgleichbaren 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes1121, Be- 
zug der Ersatzmaßnahmen nur auf "zerstörte" , 
nicht aber auch auf nicht ausgleichbare "gestör­
te"1141 Funktionen oder Werte1 51 Die funktionale 
Bindung an die nichtausgleichbaren Beeinträchti­
gungen liegt zwischen "möglichst ähnlich und/oder 
gleichwertig" sowie "möglichst gleichartig"1161 Teil­
weise wird nur allgemein auf Wiederherstellung 
bzw. Ersatz oder sogar auf Ausgleich der beein-

1 17 )trächtigten Funktionen abgestellt 
Der räumliche Bezug der Ersatzmaßnahmen ist ent­
weder eine andere Stelle im vom Eingriff betroffe- 
nen Raum , eine andere Stelle im allgemeinen 
(auch außerhalb des Eingriffsraums)1191, der betrof­
fene Landschafts- oder Naturraum1201 oder der 
räumliche Zusammenhang zum Eingriff1211 
Für eine allgemeine Charakterisierung von Ersatz­
maßnahmen sind insofern eher die Merkmale von 
Ausgleichsmaßnahmen wesentlich, von denen sich 
der Inhalt der Ersatzpflicht negativ abgrenzt1221. Da 
die erheblichen oder nachhaltigen unvermeidbaren 
Beeinträchtigungen in ihrer Gesamtheit zu kompen­
sieren sind und zu diesen ein ursächlicher Zusam­
menhang bestehen muß bzw. soll, müssen funktio­
naler und räumlicher Bezug der Ersatzmaßnahmen 
zum Eingriff hinreichend gewahrt bleiben1231 
Zwei Landesgesetzgeber weisen schließlich auf 
eine Berücksichtigung der Landschaftsplanung bei 
der Planung von Ersatzmaßnahmen hin 241

4.2 Standardisierungsmöglichkeiten

Bezüglich Standards für die Planung von Kompen­
sationsmaßnahmen stellt sich angesichts der recht­
lichen Rahmenbedingungen die Frage, ob und in­
wieweit unter Beachtung der Einzelfallbezogenheit 
der Eingriffsregelung eine an einheitlichen Maßstä­
ben orientierte Vergleichbarkeit von einzelnen zu 
behandelnden Sachverhalten hergestellt werden
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kann125). Derartige Maßstäbe müssen fachlich aus­
reichend begründet sein. Sie können nur empfehlen­
den Charakter für die Konkretisierung der unbe­
stimmten Rechtsbegriffe haben. Lediglich zwei Ge­
setzgeber könnten in untergesetzlicher Form kon­
krete Festlegungen treffen (vgl. Pkt. 4.1.1).
Die Anwendung von inhaltlichen Standards für die 
Planung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
erfordert die systematische Einhaltung der Arbeits­
schritte der Eingriffsregelung. Standardisierungen 
können dabei nur soweit vorgenommen werden, 
wie auch die vorangehenden Schritte dazu Möglich­
keiten eröffnen1261 Unter Berücksichtigung der 
maßgeblichen rechtlichen Kriterien für einen aus­
reichenden Ausgleich bzw. Ersatz können sich 
Standards auf die Dimensionen Art/Funktion, Raum 
und Zeit von Kompensationsmaßnahmen beziehen. 
Der Erfüllungsgrad der Teildimensionen beeinflußt 
wesentlich die Unterscheidung nach Ausgleich und 
Ersatz und damit die Ausgleichbarkeit im Sinne von 
§ 8 Abs. 2 Satz 4 BNatSchG bzw. der besonderen 
landesnaturschutzrechtlichen Anforderungen an 
Ersatz(maßnahmen).
Die im Einzelfall geplanten Kompensationsmaß­
nahmen müssen grundsätzlich geeignet sein, die 
vorgesehenen Kompensationsziele zu erreichen. 
Dies ist i.d.R. gewährleistet, wenn die Realisierbar­
keit im Sinne der tatsächlichen technisch-baulichen 
und konkreten örtlichen Umsetzbarkeit und die 
Wirksamkeit im Sinne der Erfüllung der räumlichen, 
zeitlichen und funktionalen Anforderungen gege­
ben ist. Gleichzeitig sind Kompensationsmaß-nah- 
men so zu planen, daß sie nicht selbst Eingriffe 
darstellen und zu zusätzlichen Beeinträchtigungen 
führen. Dies setzt eine fachgerechte Planung, Aus-

1 2 7 ) ^führung und etwaige Pflege voraus .
Die im weiteren dargestellten Standardisierungs­
überlegungen sind entsprechend dem vorrangigen 
Bezug den funktionalen, räumlichen und zeitlichen 
Dimensionen zugeordnet. Des weiteren ergeben 
sich Möglichkeiten bezüglich des Maßnahmenum­
fangs und der Bilanzierung.

4.2.1 Funktionale Dimensionen

Die auf die Funktion der beeinträchtigten Land­
schaftsfaktoren ausgerichtete Kompensation be­
stimmt vorrangig die konkreten planerischen Maß­
nahmen. Im Sinne einer qualitativen Bestimmung 
werden damit Art und strukturelle Merkmale der 
Kompensationsmaßnahmen festgelegt. Gleichar­
tigkeit, einschließlich der Gleichwertigkeit, zu den 
beeinträchtigten Funktionen und Werten sind für die 
Erfüllung des Ausgleichs und damit die Frage der 
Ausgleichbarkeit wesentlich. Entsprechend der en­
gen funktionalen Bindung ergibt sich die Art von 
Ausgleichsmaßnahmen unmittelbar aus den beein­
trächtigten Funktionen.
Für Ersatzmaßnahmen gelten vergleichbar - unter 
Berücksichtigung der jeweiligen landesnaturschutz­
rechtlichen Anforderungen - die Maßstäbe Ähnlich­
keit und Gleichwertigkeit. Die Bestimmung der Er­

satzmaßnahmen hängt einerseits von der Art und 
Ausprägung der nicht ausgleichbaren Funktionen 
und Werte ab, die auch durch Ersatzmaßnahmen 
wiederhergestellt werden sollten und können. An­
dererseits können die in der Landschaftsplanung 
definierten Ziele zur Entwicklung bestimmter be­
sonderer Funktionen und Werte Vorgaben darstel­
len.
Durch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in ihrer 
Gesamtheit ist ein dem Vöreingriffszustand qualita­
tiv gleichartiges bzw. -wertiges und funktionsfähi­
ges Ganzes zu schaffen. Die auf die Kompensation 
von Beeinträchtigungen der einzelnen Landschafts­
faktoren gerichteten Maßnahmen sind daher auch in 
ihrer ökosystemaren Bedeutung zu würdigen. Dies 
gilt, obwohl für z.B. stoffliche Beeinträchtigungen 
der abiotischen Landschaftsfaktoren und die Ver- 
lärmung der Landschaft nur bedingt funktions­
gerechte Kompensationsmaßnahmen ableitbar sind. 
Nicht nur deswegen ist grundsätzlich zu prüfen,
inwieweit die sich nach anderen Rechtserfordernis-

. 128)sen ergebenden Maßnahmen zum Ausgleich 
auch für die naturschutzrechtliche Kompensation 
von unvermeidbaren Beeinträchtigungen von Be­
deutung sind. Insoweit sind die konsequente An­
wendung der unterschiedlichen Rechtsgrundlagen 
und eine ressortübergreifende Zusammenarbeit als 
besonders wesentlich für die ausreichende Kom­
pensation von unvermeidbaren Beeinträchtigungen

1 2 9 )anzusehen
In der Planungspraxis finden insbesondere Listen 
über funktionsgerechte Maßnahmen Verwendung130). 
Bei ausreichend differenzierter und qualifizierter 
Ermittlung der Beeinträchtigungen bestehen keine 
Schwierigkeiten, funktionsgerechte Maßnahmen 
abzuleiten. Dabei kann zum Teil auf fachwissen­
schaftlich begründete Erkenntnisse und Erfahrun­
gen zurückgegriffen werden1311 Gleichwohl stellt 
sich z.B. bei Gestaltungs- bzw. Bepflanzungsmaß­
nahmen am Bauwerk Straße oft die Frage, ob diese 
als landschaftsgerechte Wiederherstellung bzw. 
Neugestaltung des Landschaftsbildes anzusehen 
sind.
Zur Verbesserung einer funktionsgerechten Kom­
pensation bieten sich auf die spezifischen funktio­
nalen Beeinträchtigungen ausgerichtete Zusam­
menstellungen von möglichen Maßnahmen an (vgl. 
Tabelle 3, beispielhaft zu Maßnahmen zur Kompen­
sation von Beeinträchtigungen des Landschaftsbil­
des). Auf eine Unterscheidung in Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen muß dabei weitgehend ver­
zichtet werden, da diese von der tatsächlichen Rea­
lisierbarkeit der Maßnahmen und in besonderem 
Maße von den spezifischen räumlich-funktionalen 
und zeitlichen Bedingungen abhängig ist, um einen 
Ausgleich im Einzelfall erreichen zu können.

4.2.2 Räumliche Dimensionen

Die räumliche Dimension der Kompensationsmaß­
nahmen bestimmt als zweites Kriterium die Aus­
gleichbarkeit. Zur räumlichen Dimension gehören
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Tabelle 3

Mögliche Kompensationsmaßnahmen für Beeinträchtigungen des Landschaftsbüdes: Maßnahmen zur land­
schaftsgerechten Wiederherstellung oder Neugestaltung und Ersatzmaßnahmen (PLANUNGSGRUPPE ÖKOLO- 
GIE +UMWELT 1995, Anlage 11.3, S. 11-31)

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes
(und des Erholungswertes sowie der Zugänglichkeit der Landschaft)

(1)
Verlust erlebnisw irksam er 
Landschaftselem ente
(Zerstörung von wertvollen E lem enten  

des Landschaftsbildes)

(2 )
Visuelle Störung bzw . Über­
prägung des Landschafts­
bildes
(Störung, Überlagerung, Verfrem dung  

durch landschaftsuntypische Elem ente, 

elnschl. visueller Zerschneidungseffekte)

(3)
Akustische u. sonstige Beein­
trächtigung des Landschafts­
erlebens
(Beeinträchtigung des Landschaftserle­

bens durch V etiärm ung, G eruchs- u. 

Schadstoffim m issionen, insbes. von lärm - 

u. schadstofffre ien /-arm en R äum en  als 

V oraussetzung für d ie  landschaftsgebun­

d en e  Erholung; im besonderen  zu  beur­

teilen sow eit Erholungw ert d er Land­

schaft ausdrücklicher S c hulzgegenstand  

d er Eingriffsregelung)

(4)
Zerschneidung und B eein­
trächtigung der Zugänglichkeit 
der Landschaft bzw . von Räu­
men fü r die landschaftsgebun­
dene Erholung
(Unterbrechung von W e g eb e z ieh u n g en , 

B am erew irkungen für Erholungssuchen­

de; im besonderen  z u  beurteilen  sow eit 

Zugänglichkeit d er Landschaft ausdrück­
licher S chu tzgegenstand d er Eingriffs­

regelung)

Kompensationsmaßnahmen
(Maßnahmen zur laridschaftsgerechten Wiederherstellung oder Neugestaltung und Ersatzmaßnahmen)

-  (W ie d e r h e r s te l lu n g  n a tu r ­

ra u m ty p is c h e r  L a n d s c h a fts ­

e le m e n te  (H e c k e n , B a u m g ru p ­

p e n , L e s e s te in h a u fe n )

-  D u rc h fü h ru n g  v o n  R e n a tu r ie -  

ru n g s m a ß n a h m e n  (B ä c h e ,  

T ü m p e l, T ro c k e n h ä n g e  u s w .)  

z u r  E rh ö h u n g  d e r  N a tu rv ie lfa jt

-  A u fk o m m e n  la s s e n  n a tü r lic h e r  

S u k z e s s io n s flä c h e n

-  A n s a a t  g e b ie ts ty p is c h e r  W il­

d ra s e n

-  V e rw e n d u n g  s ta n d o rtg e re c h ­

te r , b o d e n s tä n d ig e r  G e h ö lz e

-  A n la g e  s tru k tu rre ic h e r  H e c k ­

e n p fla n z u n g e n  a u f  B ö s c h u n ­

g e n , W ä lle n , S e ite n s tre ife n  m it 

e in g e s tre u te n  G r o ß b ä u m e n  

u n d  a u s re ic h e n d  g ro ß e n  v o r ­

g e la g e r te n  S ä u m e n

-  A n la g e  n e u e r  W a ld m ä n te l und  

-s ä u m e

- A n la g e  k u ltu rh is to ris c h  b e le g ­

te r  E le m e n te  w ie  A lle e n , 

B a u m re ih e n  u s w .

-  E rg ä n z u n g  o d e r  E n tw ick lu n g  

v o n  R e s te n  c h a ra k te r is tis c h e r  

V e g e ta tio n s b ild e r , F ö rd e ru n g  

v o n  G ra b e n b e p fla n z u n g e n  

u s w .

-  A u fn a h m e  la n d s c h a fts ty p i­

s c h e r  N u tz u n g e n  w ie  W e g e ­

b e p fla n z u n g e n  m it O b s tb ä u ­

m e n , S tre u o b s tw ie s e n  u s w .

-  V e rm e h ru n g  c h a ra k te r is tis c h e r  

N u tz u n g s s tru k tu re n  w ie  S o m ­

m e rw e g e

M a ß n a h m e n  n a c h  (1 )

(W ie d e r )E in b r in g u n g  c h a ra k ­

te r is t is c h e r  L e its tru k tu re n  u. 

g lie d e rn d e r  E le m e n te  

B e to n u n g  w ic h t ig e r  

S ic h tv e rb in d u n g e n , S c h a ffu n g  

n e u e r  Z ie lp u n k te  b e i Z e r ­

s c h n e id u n g  (p o in t d e  v u e )  

E in b in d u n g  v o n  B a u w e rk e n ,  

n ic h t o p tis c h e  K a s c h ie ru n g  

E in b in d u n g  v o n  O rts rä n d e rn  

S c h a ffu n g  v o n  K o n tra s tp u n k ­

te n  d u rc h  G ro ß v e g e ta t io n  be i 

n ich t e in b in d b a re n  B a u w e rk e n

A u fw e rtu n g  v o n  b is la n g  n ich t 

a ttra k t iv e n  R ä u m e n  fü r  d ie  

la n d s c h a f ts b e z o g e n e  E rh o ­

lu n g s n u tz u n g  d u rc h  g e s ta lte r i­

s c h e  M a ß n a h m e n  n a c h  (1 )  u. 

(2)
R e d u z ie ru n g  v o n  L ä rm -, G e ­

ru c h s - u. S c h a d s to ff im m is s io ­

n e n  a n  (a n d e re n )  b e s te h e n ­

d e n  S tr a ß e n  d u rc h  g e e ig n e te  

Im m is s io n s s c h u tz m a ß n a h m e n

-  W ie d e rh e rs te llu n g  u rs p rü n g ­

lic h e r W a n d e r w e g e  b z w . W e ­

g e b e z ie h u n g e n  d u rc h  

(G rü n )B rü c k e n , U n te r fü h ru n ­

g e n  (a u c h  b e i U m -  u . A u s b a u ­

v o rh a b e n )

-  E rs te llu n g  n e u e r  W e g e b e z ie ­

h u n g e n

-  A u fw e rtu n g  v o n  b is la n g  n ic h t  

a ttra k t iv e n  R ä u m e n  fü r  d ie  

la n d s c h a f ts b e z o g e n e  E rh o ­

lu n g s n u tz u n g  d u rc h

g e s ta lte r is c h e  M a ß n a h m e n  

n a c h  (1 )  u. (2 )  

V e rb e s s e ru n g  d e r  Z u g ä n g ­

lich k e it d u rc h  A n la g e  z u ­

s ä tz lic h e r  b z w . A u fw e rtu n g  

v o rh a n d e n e r  W e g e

die Lage von Maßnahmen und wesentliche Aspekte 
des Maßnahmenumfangs (siehe Pkt. 4.2.4), da Kom­
pensationsmaßnahmen überwiegend flächenwirk­
sam sind.

An die Lage der Kompensationsmaßnahmen lassen 
sich im Sinne inhaltlicher Standards grundsätzliche 
Anforderungen definieren. Danach sind Ausgleichs­
maßnahmen in einem engen räumlichen Zusam­
menhang zum Eingriff und zu den beeinträchtigten 
Funktionen zu realisieren. Die Maßnahmen bezie­
hen sich auf den unmittelbaren Raum der betroffe­

nen Funktionen. Ersatzmaßnahmen beziehen sich 
demgegenüber auf den weiteren räumlichen Zusam­
menhang zum Eingriff. Sie sind möglichst im vom 
Straßenbauvorhaben betroffenen Landschaftsraum 
zu realisieren. Ob eine darüber hinausgehende Ent­
fernung noch eine Einordnung als Ersatz zuläßt, ist 
aufgrund der jeweiligen Verhältnisse des Einzelfalls 
und der besonderen landesnatur-schutzrechtlichen

132)
Anforderungen zu entscheiden

Diese allgemeinen Anforderungen lassen sich auf 
der Grundlage von z.T. für die Planungspraxis be-
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reits definierten Anforderungen133) differenzieren 
(vgl. Tabelle 4).

4.2.3 Zeitliche Dimensionen

Zeitliche Wiederherstellbarkeit der beeinträchtigten 
Funktion und fristgerechte Durchführung der Kom­
pensationsmaßnahmen entscheiden als drittes Kri­
terium über die Ausgleichbarkeit der Beeinträchti­
gungen. Eine Standardisierung bezieht sich zu­
nächst auf den Zeitpunkt "Beendigung des Eingriffs 
Straßenbaumaßnahme" Dieser geht mit dem Ab­
schluß von direkten oder indirekten Veränderungen 
der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen einher. 
Diese Beendigung betrifft die drei Tätigkeiten bzw. 
Entwicklungen: Abschluß der ausschließlich bau­
bedingt beanspruchten bzw. veränderten Grundflä­
chen, Fertigstellung des Bauwerks Straße als anla­
gebedingte Eingriffsursache und Zeitpunkt des Er­
re ichen  des prognostizierten Verkehrsaufkom­
mens. Das zeitliche Erreichen des Ausgleichs der 
jeweiligen Beeinträchtigungen ist daran auszurich­
ten, möglichst sollte eine enge Bindung erfolgen. 
Bis zu welchem Zeitpunkt der gesetzlich geforderte 
Ausgleich erreicht sein muß, leitet sich darüber 
hinausgehend aus den charakteristischen Eigen­
schaften der betroffenen Funktionen und Land- 
schaftsfaktoren ab. Die komplexen naturbedingten 
Entwicklungsmöglichkeiten und -richtungen einer 
Wiederherstellung der beeinträchtigten Funktionen 
erlauben jedoch keine pauschale und zugleich aus­
reichend naturwissenschaftlich begründete Festle­
gung. Insofern bedarf es einer Regelung im Sinne 
einer Konvention, die definiert, bis zu welchem 
Zeitpunkt nach Beendigung des Eingriffs noch von 
einer Ausgleichbarkeit der Beeinträchtigungen aus­
gegangen werden kann134).
In der Fachdiskussion und Planungspraxis wird im 
Sinne einer solchen Konvention überwiegend von 
einer Ausgleichbarkeit der Beeinträchtigungen aus­
gegangen, wenn die beinträchtigten Funktionen in­
nerhalb eines Zeitraumes von 25-30 Jahren wieder-

i o c \
hergestellt werden können . Soweit kürzere Wie­
derherstellbarkeitszeiträume eingehalten werden 
können, sind diese jedoch entsprechend zu erfüllen. 
Die Zeitspanne von bis zu etwa 25 Jahren ist dann 
auch als Maßstab für die naturschutzrechtliche Ab­
wägung der Eingriffsregelung nach § 8 Abs. 3 
BNatSchG heranzuziehen. Auf der Grundlage die­
ser Konvention lassen sich grundsätzlich nicht aus­
gleichbare Funktionen definieren, wozu in der Pra­
xis naturschutzfachlich begründete Listen einge­
führt sind136)
Das Erreichen des Ausgleichsziels ist durch die 
festzulegenden Fristen für die Realisierung von 
Kompensationsmaßnahmen abzusichem. Diese 
sind nach dem zeitlichen Eintreten der Beeinträch­
tigungen und der für die Wiederherstellung der be­
einträchtigten Funktionen anzulegenden Zeiträume zu 
bestimmen. Daher können auch Umsetzungsfristen 
getroffen werden, die die Durchführung von Maß­
nahmen vor Realisierung des Eingriffs bestimmen137).

Die zu bestimmenden Fristen sind in die Zulas­
sungsentscheidung für das Straßenbauvorhaben 
aufzunehmen und bei der Vorbereitung der Bau­
durchführung in den Bauzeitenplan einzustellen. 
Dazu sind die in der Praxis bereits eingeführten 
Anforderungen wie den Richtlinien für die Anlage 
von Straßen, Teil Landschaftspflege (RAS-LP, Ab­
schnitt 2 138)) zu  berücksichtigen.

4.2.4 Bestimmung des Maßnahmenumfangs

Um die funktionalen, räumlichen und zeitlichen 
Anforderungen an eine ausreichende Kompensati­
on erfüllen zu können, bedarf es eines ausreichen­
den Maßnahmenumfangs.
Dazu werden in der Planungspraxis insbesondere 
zwei Meinungen vertreten. Die eine ist der Auffas­
sung, daß der Umfang aus den ermittelten Beein­
trächtigungen nur verbal-argumentativ für jeden 
einzelnen Planungsfall abgeleitet werden könne und 
sich der notwendige Maßnahmenumfang insbeson­
dere aufgrund der räumlich-funktionalen Zusam­
menhänge ergebe139). Dazu bräuchten und könnten 
keine mathematisierenden Rechenverfahren einge­
setzt werden. Es fehle damit zwar eine rechnerisch 
reproduzierbare Genauigkeit. Der Kompensations­
umfang werde jedoch inhaltlich hinreichend genau 
und fachlich nachvollziehbar und begründet ermit­
telt. Die andere Meinung beinhaltet, daß es zur 
Bewältigung der Vielzahl von gleichartigen Pla­
nungsfällen und von vergleichbaren Eingriffssitua­
tionen der Verwendung von den Maßnahmenum­
fang in grundsätzlichen Faktoren bestimmenden 
Rechenverfahren bedürfe. Dazu könnten formali­
sierte Quantifizierungsverfahren eingesetzt wer­
den, womit sich dann auch grundlegende Metho­
dendiskussionen erübrigen würden.
Werden im Zusammenhang mit der ersten Meinung 
ausschließlich inhaltliche und verfahrensmäßige 
Anforderungen bezüglich der Maßnahmenermitt­
lung formuliert, liegen zu der zweiten Auffassung 
verschiedenste mathematisierende Vorgehenswei­
sen vor140). Diese formalisierten Quantifizierungs­
verfahren basieren in der Regel auf sogenannten 
Biotopwertverfahren unterschiedlichster Ausprä­
gung. Deren Struktur und Inhalte sind allerdings nur 
bedingt miteinander vergleichbar. Es werden insbe­
sondere bestimmte Beeinträchtigungen wie solche 
faunistischer Funktionen oder des Landschaftsbil­
des bzw. einzelfallabhängige und spezifische Pro­
bleme in der Regel ausgeklammert oder sie bedür­
fen Sonder- bzw. Zusatzbewertungen.
Des weiteren sind mit den Verfahren regelmäßig 
abweichende Bewertungen verbunden, die unmit­
telbar Eingang in die Rechenoperation finden. Denn 
die jeweils einzubeziehenden Faktoren unterschied­
lichster Qualität und Dimension werden in der Re­
gel kardinal skaliert, indem Wertzahlen für die be­
troffenen Funktionen, Faktoren für die Wiederher­
stellbarkeit und Wertzahlen für die Funktionen auf 
den Kompensationsflächen (Vörwertigkeit) defi­
niert werden. Die skalierten Faktoren werden über
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Tabelle 4

Anforderungen an die räumliche Lage von Kompensationsmaßnahmen bei Straßenbauvorhaben (PLANUNGS­
GRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT 1995, S.94 ff.)

Anforderungen
an

Ausgleichsmaßnahmett Ersatzmaßnahmen

K o m p e n s a t io n s ­

m a ß n a h m e n  fü r  

B e e in trä c h tig u n g e n  

d e r  Leistungs­
fähigkeit des 
Naturhaushalts

-  A u s g le ic h s - u n d  E rs a tz m a ß n a h m e n  s in d  i.d .R . a u ß e rh a lb  d e r  v o m  S tr a ß e n b a u v o rh a b e n  b e e in trä c h tig te n  B e re ic h e  

(Z o n e n )  z u  p la n e n , u m  a u s re ic h e n d e  E n tw ic k lu n g s b e d in g u n g e n  z u  g e w ä h rle is te n .

-  B e s o n d e re , w e ite re  E n tfe rn u n g e n  z u m  S tr a ß e n b a u v o rh a b e n  s in d  in s b e s o n d e re  b e i M a ß n a h m e n  fü r  T ie ra r te n  m it 

b e s o n d e re n  L e b e n s ra u m a n s p rü c h e n  ( in s b e s o n d e re  F lu c h td is ta n z e n , B e w e g u n g s ra d ie n , rä u m lic h -fu n k tio n a le  B e z ie ­

h u n g e n ) e in z u h a lte n .

-  G e r in g e re  E n tfe rn u n g e n  z u m  S tra ß e n b a u v o rh a b e n  (in s b e s o n d e re  in n e rh a lb  d e s  B e e in trä c h tig u n g s b e re ic h e s ) s in d  

n u r a u s n a h m s w e is e  u nd  b e g rü n d e t m ö g lich , z .B . bei:

-  ö k o lo g is c h -fu n k tio n a le n  E r fo rd e rn is s e n , z .B . s ta n d ö rtlic h e  B e d in g u n g e n

- V e r m e id u n g s m a ß n a h m e n  a n  d e r  S tra ß e  (z .B . L ä rm s c h u tz w ä lle , S c h u tz p fla n z u n g e n ) g e w ä h r le is te n  n o tw e n d ig e  

E n tw ic k lu n g s b e d in g u n g e n

-  E n ts ie g e lu n g  v o n  n ic h t m e h r  b e fe s tig te n  b is h e rig e n  V e rk e h rs f lä c h e n

-  M a ß n a h m e n  fü r  b e e in trä c h tig te  F u n k tio n e n , d ie  in d e r  B e la s tu n g s z o n e  v o n  b e s te h e n d e n  S tra ß e n  lieg e n  (n u r  re le ­

v a n t  b e i b e s ta n d s o rie n t ie rte n  A u s b a u m a ß n a h m e n )

-  M a ß n a h m e n  in P u ffe rz o n e n  fü r  b e s o n d e rs  s c h u tz w ü rd ig e  B e re ic h e .

In  d e r  R e g e l is t b e i d ie s e r  P o s itio n ie ru n g  v o n  K o m p e n s a t io n s m a ß n a h m e n  e in  g e s te ig e r te s  K o m p e n s a t io n s e r fo r ­

d e rn is  v e rb u n d e n . D ie s e m  k a n n  im  E in ze lfa ll e n tw e d e r  d u rc h  e in e  E rh ö h u n g  d e s  M a ß n a h m e n u m fa n g s  o d e r  M a ß ­

n a h m e n , d ie  z u  q u a lita tiv  w e r tv o lle re n  b z w . h ö h e rw e rtig e n  F u n k tio n e n  fü h re n , e n ts p ro c h e n  w e rd e n .

-  A u s g le ic h s m a ß n a h m e n  s in d  in e in e m  e n g e n  rä u m lic h e n  

Z u s a m m e n h a n g  z u m  E in g riff in n e rh a lb  d e s  L a n d s c h a fts -  

b z w . F u n k tio n s ra u m e s  v o rz u s e h e n , in d e m  d a s  S tr a ß e n ­

b a u v o rh a b e n  g e p la n t w ird .

-  E rs a tz m a ß n a h m e n  s in d  i.d .R . n ich t a u ß e rh a lb  d e s  

L a n d s c h a fts - b z w . F u n k tio n s ra u m e s  v o rz u s e h e n , in 

d e m  d a s  S tra ß e n b a u v o rh a b e n  g e p la n t w ird .

K o m p e n s a tio n s ­

m a ß n a h m e n  fü r  

B e e in trä c h tig u n g e n  

d e s  Landschafts­
bildes

-  G e s ta ltu n g s m a ß n a h m e n  a m  B a u w e rk  S tr a ß e  d ie n e n  v o rra n g ig  d e r  o p tis c h e n  E in b in d u n g  d e r  S tra ß e  in d ie  L a n d ­

s c h a ft. Im  E in ze lfa ll k ö n n e n  s ie  d e r  la n d s c h a fts g e re c h te n  W ie d e rh e rs te llu n g  o d e r  N e u g e s ta ltu n g  d e s  L a n d s c h a fts ­

b ild es  d ie n e n . J e  n a c h  F u n k tio n  k ö n n e n  A u s g le ic h s m a ß n a h m e n  fü r  d a s  b e e in trä c h tig te  L a n d s c h a fts b ild  a u c h  in 

u n m itte lb a re r  N ä h e  d e r  S tra ß e  lieg e n . Im  E in ze lfa ll k ö n n e n  b e i U m - u nd  A u s b a u v o rh a b e n  d ie  g e s ta lte r is c h e n  

W irk u n g e n  e in e r  b e s e itig te n  B ö s c h u n g s - b z w . R a n d b e p fla n z u n g  d u rc h  d e s s e n  N e u a n la g e  w ie d e rh e rg e s te llt  w e rd e n .

-  D a rü b e r  h in a u s g e h e n d  m ü s s e n  w e ite rg e h e n d  e r fo rd e rlic h e  

M a ß n a h m e n  z u r  W ie d e rh e rs te llu n g  b z w . N e u g e s ta ltu n g  

d e s  L a n d s c h a fts b ild e s  in n e rh a lb  d e r  d u rc h  d a s  S tr a ß e n ­

b a u v o rh a b e n  b e e in trä c h tig te n  B e re ic h e , in s b e s o n d e re  im  

b e tro ffe n e n  S ic h tra u m  lieg e n .

-  E rs a tz m a ß n a h m e n  s in d  n ich t a u ß e rh a lb  d e s  L a n d ­

s c h a fts ra u m e s  v o rz u n e h m e n , in d e m  d a s  S tr a ß e n ­

b a u v o rh a b e n  re a lis ie rt w e rd e n  soll.

spezielle A n fo rd e ­

ru n g e n

-  U n te r  B e a c h tu n g  d e r  A n fo rd e ru n g e n  a n  d e n  A u s g le ic h  a lle r  im  e in z e ln e n  b e e in trä c h tig te n  F u n k tio n e n  k a n n  e s  

v e r tre tb a r  s e in , fü r e in e  g rö ß tm ö g lic h e  W irk u n g  (a u c h  fü r  e in e  b e s s e re  K o o rd in a tio n  d e r  e rfo rd e rlic h e n  P fle g e  

s in n vo ll) K o m p e n s a t io n s m a ß n a h m e n  a u c h  rä u m lic h  k o n z e n tr ie r t  in e in e m  A u s g le ic h s k o n z e p t z u s a m m e n fa s s e n d  z u  

p la n e n . V o rra n g ig  k o m m t d ie s  b e i E rs a tz m a ß n a h m e n  in B e tra c h t.

-  K o m p e n s a t io n s m a ß n a h m e n  s in d  u n te r  B e rü c k s ic h tig u n g  d e r  rä u m lic h -fu n k tio n a le n  B e z ie h u n g e n  z u  ih re r  U m g e b u n g  

z u  p la n e n . E in e  iso lie rte  L a g e  is t z u  v e rm e id e n . E in e  a u s re ic h e n d e  N ä h e  z u  re le v a n te n  F a k to re n  u n d  S tru k tu re n  

d e s  N a tu rh a u s h a lte s  und  d e s  L a n d s c h a fts b ild e s  is t e in z u h a lte n .

-  A u s g le ic h s - u n d  E rs a tz m a ß n a h m e n  k ö n n e n  im  E in ze lfa ll m it s o n s tig e n  (re c h ts )v e rb in d lic h  fe s tg e le g te n  M a ß n a h m e n  

in e in e m  rä u m lic h e n  und  z e it lic h e n  Z u s a m m e n h a n g  g e p la n t u n d  re a lis ie rt w e rd e n . D ie s  s o llte  in s b e s o n d e re  in d e n  

F ä lle n  e rfo lg e n , w o  s tra ß e n b e d in g te  B e e in trä c h tig u n g e n  in S c h u tz g e b ie te n  z u  e rw a rte n  s in d . D a b e i s in d  d ie  B e s t im ­

m u n g e n  d e r  je w e ilig e n  R e c h ts v e ro rd n u n g  b z w . S a tz u n g  s o w ie  A u s s a g e n  v o n  P fle g e - u n d  E n tw ic k lu n g s p lä n e n  z u  

b e a c h te n .

z.B. Additionen und Multiplikationen zu einem 
Punktweit verrechnet, der im Hinblick auf die Be­
stimmung des Maßnahmenumfangs mit der jewei­
ligen Flächengröße der beeinträchtigten Funktionen 
bzw. der Größe der verfügbaren Kompensations­
flächen multipliziert wird141) Durch die kardinale 
Skalierung und die Verrechnung der unterschiedli­
chen Sachdimensionen werden diese letztlich aus­
tauschbar.

Diese strukturellen, inhaltlichen und bewertungs­
methodischen Unterschiede wirken sich unmittel­
bar auf den zu ermittelnden Maßnahmenumfang 
aus, so daß die Ergebnisse zwangsläufig voneinan­
der abweichen. Gründe liegen zum einen in den

unterschiedlichen relativen Einstufungen von ver­
gleichbaren Biotoptypen. Bei einer Transformation 
auf eine einheitliche Bewertungsskala treten erheb­
lich voneinander abweichende Einstufungen auf. 
Zum anderen wirkt sich die für die Bewertung ver­
wendete Skalenbreite unmittelbar auf den zu errech­
nenden Maßnahmenumfang aus. Die Abweichun­
gen bei Berechnungen nach derselben Rechenvor­
schrift betrugen bei vergleichbaren Randbedingun­
gen zum Teil über 100%. Bereits einfachste Ein­
griffstypen, z.B. durch Versiegelung, führen bei ver­
gleichbaren Biotoptypen zu einem unterschiedli­
chen Kompensationsumfang, je nachdem welches 
Bewertungs- und Berechnungsmodell verwendet
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Tabelle 5

Hinweise zu grundsätzlich zu berücksichtigenden Sachverhalten bei der Ermittlung des Kompensationsmaßnah- 
menumfangs (PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT 1995, S. 99ff.)

Hinweise und Anforderungen

Zustand der  
Flächen fü r  
Kom pensations­
m aßnahm en

-  A u s g le ic h s - u n d  E rs a tz m a ß n a h m e n  s in d  g ru n d s ä tz lic h  n u r a u f  F lä c h e n  d u rc h z u fü h re n , d ie  im  H in b lic k  a u f  d ie  Z ie le  

d e r  je w e ilig e n  K o m p e n s a t io n s m a ß n a h m e n  d a u e rh a ft  e n tw ic k e lb a r  s in d . D ie  s ta n d ö rtlic h e n  u n d  rä u m lic h -fu n k tio ­

n a le n  V o ra u s s e tz u n g e n  m ü s s e n  a u s re ic h e n d  g e g e b e n  s e in . D ie s  g ilt in s b e s o n d e re  fü r  g e p la n te  B io to p e n tw ic k ­

lu n g s m a ß n a h m e n . D ie  E ig n u n g  d e r  F lä c h e n  is t z u  p rü fe n . E rfo rd e rlic h e n fa lls  s in d  V o ro r tu n te rs u c h u n g e n  d u rc h z u ­

fü h re n .

-  F lä c h e n , a u f  d e n e n  b e s te h e n d e  F u n k tio n e n  u nd  W e r te  n ic h t m e h r  b z w . n u r  n o c h  g e rin g fü g ig  v e r b e s s e r t  w e rd e n  

k ö n n e n , k ö n n e n  fü r  K o m p e n s a t io n s m a ß n a h m e n  n ic h t h e ra n g e z o g e n  w e rd e n . In s o w e it s in d  -  u n te r  B e a c h tu n g  d e r  

E n tw ic k lu n g s fä h ig k e it u n d  d e r  rä u m lic h -z e it lic h e n  A n fo rd e ru n g e n  -  i.d .R . F lä c h e n  m it a k tu e ll re la tiv  g e r in g e r  B e d e u ­

tu n g  fü r  d ie  L e is tu n g s fä h ig k e it d e s  N a tu rh a u s h a lts  u n d  d a s  L a n d s c h a fts b ild  w ie  in te n s iv  g e n u tz te  la n d w irts c h a ftlic h e  

F lä c h e n  h e ra n z u z ie h e n .

-  F ü r  d ie  A u s w a h l d e r  F lä c h e n  s te llt e in e  q u a lif iz ie rte  L a n d s c h a fts p la n u n g  e in e  w e s e n t l ic h e  In fo rm a tio n s g ru n d la g e  

d a r.

-  D ie  je w e ils  a k tu e lle  B e d e u tu n g  d e r  K o m p e n s a t io n s flä c h e n  fü r  d ie  L e is tu n g s fä h ig k e it d e s  N a tu rh a u s h a lts  u n d  d a s  

L a n d s c h a fts b ild  (s o g e n a n n te r  V o rw e r t)  is t b e i d e r  P la n u n g  v o n  A u s g le ic h s - u n d  E rs a tz m a ß n a h m e n  z u  b e rü c k s ic h ­

tig e n . A u fg ru n d  e in e r  g e g e b e n e n  V o rw e rtig k e it ist e n tw e d e r  d e r  M a ß n a h m e n u m fa n g , in s b e s o n d e re  d e r  F lä c h e n ­

u m fa n g , z u  v e rg rö ß e rn  o d e r  e s  s in d  M a ß n a h m e n  fü r  h ö h e n w ertig e  F u n k tio n e n  d u rc h z u fü h re n . L e tz te re s  k o m m t  

je d o c h  n u r b e im  E rs a tz  in B e tra c h t. D ie s e  z u s ä tz lic h e n  E rfo rd e rn is s e  fo lg e n  p rin z ip ie ll d e n  M ö g lic h k e ite n  fü r  d ie  

B e w ä ltig u n g  e in e s  z e it lic h e n  K o m p e n s a tio n s d e fiz its , d a  a u c h  h ie r  B e u rte ilu n g s - u n d  E n ts c h e id u n g s m ö g lic h k e ite n  

g e g e b e n  u n d  a u s z u fü lle n  s in d . P la n e ris c h  w ird  d e r  V o n w e rt v o r  a lle m  b e i d e r  B e u rte ilu n g  d e r  F ra g e , o b  a u f  d e n  

F lä c h e n  d a s  K o m p e n s a t io n s z ie l e r re ic h t w e rd e n  k a n n , b e rü c k s ic h tig t

M ehrfachfunk­
tionalität

-  S t r a ß e n b a u v o rh a b e n  b e e in trä c h tig e n  re g e lm ä ß ig  v e rs c h ie d e n e  F u n k tio n e n  u n d  W e r te ,  d ie  s ic h  rä u m lic h  ü b e rla g e rn  

o d e r  in e in e m  rä u m lic h e n  N e b e n e in a n d e r  b e fin d e n . D a h e r  is t z u  p rü fe n , o b  d u rc h  K o m p e n s a t io n s m a ß n a h m e n  

u n te rs c h ie d lic h e  b e e in trä c h tig te  F u n k tio n e n  u n d  W e r te  a u f  e in e r  F lä c h e  w ie d e rh e rg e s te llt  w e rd e n  k ö n n e n . In s o w e it  

s in d  b e i d e r  P la n u n g  v o n  A u s g le ic h s - u n d  E rs a tz m a ß n a h m e n  s o lc h e  F lä c h e n  -  u n te r  W a h ru n g  d e r  A n fo rd e ru n g e n  

a n  d ie  E n tw ic k lu n g s fä h ig k e it u n d  d e r  rä u m lic h -fu n k tio n a le n  B e z ü g e  z u  d e n  B e e in trä c h tig u n g e n  -  z u  b e v o rz u g e n , a u f  

d e n e n  m ö g lic h s t v ie le  F u n k tio n e n  w ie d e rh e rg e s te llt  w e rd e n  k ö n n e n .

-  D ie  M e h rfa c h fu n k tio n a litä t v o n  K o m p e n s a t io n s m a ß n a h m e n  is t e n ts p re c h e n d  d e n  je w e ils  d a m it b e g ü n s tig te n  F u n k ­

tio n e n  o d e r  W e r te n  z u  b e g rü n d e n . E in e  im  E in ze lfa ll m ö g lic h e  M e h rfa c h fu n k tio n a litä t v o n  K o m p e n s a t io n s m a ß ­

n a h m e n  is t b e i d e r  (E in g riffs -A u s g le ic h s -)B ila n z ie ru n g  z u  b e rü c k s ic h tig e n  u n d  d a rz u s te lle n  (v g l. P k t. 4 .2 .6 ) .

Entw icklungszelt/- 
dauer von 
Kom pensations­
maßnahm en

D ie  E n tw ic k lu n g s d a u e r  v o n  K o m p e n s a t io n s m a ß n a h m e n  is t fü r  d ie  B e s t im m u n g  d e r  M a ß n a h m e n  u n d  ih re s  U m fa n g s  

d a n n  v o n  B e d e u tu n g , w e n n  d e r  n o tw e n d ig e  A u s g le ic h  n ich t z e itn a h  n a c h  B e e n d ig u n g  d e s  E in g riffs  -  u n d  z w a r  lä n g e r  

a ls  5  J a h re  n a c h  F e rtig s te llu n g  d e s  S tra ß e n b a u v o rh a b e n s  -  e r re ic h t w e rd e n  k a n n . D ie s  s e t z t  e in e  w e r te n d e  B e u r­

te ilu n g  u nd  E n ts c h e id u n g  v o ra u s . F ü r  d ie  B e w ä ltig u n g  e in e s  d a m it e in h e rg e h e n d e n  z w is c h e n z e it lic h e n  K o m p e n s a ­

tio n s d e fiz its  b e d a r f e s  K o n v e n tio n e n , d a  d e r  d a b e i e in z u s te lle n d e  Z e it fa k to r  n ich t a u s s c h lie ß lic h  u n d  a u s re ic h e n d  

w is s e n s c h a ftlic h  b e g rü n d e t in e in e  a n d e re  K o m p e n s a tio n s d im e n s io n  ü b e rfü h rt w e rd e n  k a n n .

A u f  d e r  G ru n d la g e  v o n  p ra k t iz ie r te n  o d e r  in d e r  F a c h w is s e n s c h a ft d is k u tie rte n  V o rg e h e n s w e is e n  la s s e n  s ic h  a ls  K o n ­

v e n t io n  V o rs c h lä g e  fü r  a lte rn a tiv e  p la n e r is c h e  B e w ä ltig u n g s fo rm e n  a b le ite n , d ie  u n te r  B e rü c k s ic h tig u n g  d e r  k o n k re te n  

V e rh ä ltn is s e  d e s  E in ze lfa lls  a n z u w e n d e n  s in d . D e n n  b e i d e r  B e w ä ltig u n g  d e s  z e it lic h e n  K o m p e n s a t io n s e r fo rd e rn is s e s  

s in d  im  E in ze lte il a u s re ic h e n d e  B e u rte ilu n g s s p ie lrä u m e  u n d  E n ts c h e id u n g s m ö g lic h k e ite n  z u  b e la s s e n , d a  e in e  

a u s re ic h e n d e  V e rg le ic h b a rk e it  u n te rs c h ie d lic h e r P la n u n g s fä lle  s o w ie  d e r  v o rg e s c h la g e n e n  a lte rn a tiv e n  M o d e lle  n ich t 

a u s re ic h e n d  e rs ic h tlic h  ist.

Z u  b e a c h te n  ist, d a ß  u .U . a u fg ru n d  a n d e rw e it ig  z u  b e rü c k s ic h tig e n d e r  E rfo rd e rn is s e  w ie  M in im a la re a le  v o n  b e e in ­

trä c h tig te n  T ie ra r te n  d ie  s ic h  a u s  d e m  z e it lic h e n  D e fiz it  a b le ite n d e n  N o tw e n d ig k e ite n  b e re its  e rfü llt w e rd e n  k ö n n e n .

A ls  im  E in ze lte il a n z u w e n d e n d e  K o n v e n tio n e n  w e rd e n  fo lg e n d e  a lte rn a tiv e  M o d e lle  u n te rs c h ie d e n :

-  Zeitfaktorenu7): In  A b h ä n g ig k e it  v o n  d e r  D a u e r  d e r  W ie d e rh e rs te llb a rk e it  d e r  b e e in trä c h tig te n  F u n k tio n e n , in s b e ­

s o n d e re  b e e in trä c h tig te r  B io to p e, s in d  M u ltip lik a tio n s fa k to re n  z u r  E rh ö h u n g  d e s  U m fa n g s  d e r  e in z e ln e n  K o m p e n s a ­

t io n s m a ß n a h m e n , in s b e s o n d e re  z u r  V e rg rö ß e ru n g  d e r  je w e ils  b e n ö tig te n  F lä c h e n , e in z u s e tz e n :

-  b is  2 5  -  3 0  J a h re  (A u s g le ic h ): a  1 ,0  -  3 ,0  x

-  2 5 /3 0  J a h re  bis 1 0 0  J a h re  (E rs a tz ) :  ^  2 ,0  -  7 ,0  x

-  ü b e r  1 0 0  J a h re  (E rs a tz ) :  a  3 ,0  - 1 0 ,0  x .

-  Maßnahmen für höhenvertigere Funktionen: D ie  D u rc h fü h ru n g  v o n  M a ß n a h m e n  fü r  h ö h e n w e rtig e re  F u n k tio n e n  

k a n n  im  R a h m e n  v o n  E rs a tz m a ß n a h m e n  z u m  T r a g e n  k o m m e n ; d e n n  h ie r  is t i .d .R . d ie  B e z ie h u n g  z w is c h e n  b e e in ­

trä c h tig te n  F u n k tio n e n  u n d  K o m p e n s a t io n s m a ß n a h m e n  g e lo c k e rt.

-  Reduzierung, möglicherweise Beseitigung bestehender straßenbaubedingter Beeinträchtigungen (Vorbelastun­
gen): G e e ig n e te  b a u lic h -te c h n is c h e  M a ß n a h m e n  w ie  z u r  R e d u z ie ru n g  v o n  b e s te h e n d e n  Z e rs c h n e id u n g s e ffe k te n  

k o m m e n  in s b e s o n d e re  b e i A u s -  u nd  U m b a u v o rh a b e n  in F ra g e .

-  Zusätzliche Maßnahmen aufgrund der Berechnung nach einer monetären Abgeltung: D e r  U m fa n g  d e r  z u s ä tz lic h e n  

M a ß n a h m e n  e rg ib t s ic h  a u fg ru n d  e in e s  m o n e tä re n  V e rz in s u n g s m o d e lls . D ie  H ö h e  d e r  e rm it te lte n  G e ld b e trä g e  is t 

d e r  M a ß s ta b  fü r  w e ite re  M a ß n a h m e n . D ie  A r t d e r  M a ß n a h m e n  m u ß  d e n  je w e ilig e n  A n fo rd e ru n g e n  a n  A u s g le ic h  

u n d  E rs a tz  g e n ü g e n 148*.
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Tabelle 6

Hinweise zur Bestimmung des Umfangs von Kompensationsmaßnahmen für Beeinträchtigungen des Land­
schaftsbildes (PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT 1995, Anlage 11.3, S. 11-32, vgl. a. Tab. 3).

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes
(und des Erholungswertes sowie der Zugänglichkeit der Landschaft)

(1)
Vertust erlebnisw irksam er 
Landschaftselem ente
(Zerstörung von w ertvollen Elem enten  

des Landschaftsbildes)

(2)
Visuelle Störung bzw. Über­
prägung des Landschafts­
bildes
(Störung, Ü berlagerung, Verfrem dung  

durch landschaftsuntypische Elem ente , 

einschl. visueller Zerschneidungseffekte)

(3)
A kustische u. sonstige Beein­
trächtigung des Landschafts- 
eriebens
(B eeinträchtigung des Landschaftser­

lebens durch  V e d ärm ung , G eruchs- u. 

Schadstoffim m issionen, insbes. von lärm - 
u. schadstofffre ienA arm en R äum en  als  

V o raussetzung  für d ie  landschaftsgebun­
d e n e  Erholung; im  besonderen  zu  beur­

teilen so w eit E rholungw ert der  

Landschaft ausdrücklicher Schutz­

g egenstand  d er Eingriffsregelung)

(4)
Zerschneidung und Beein­
trächtigung der Zugänglichkeit 
der Landschaft bzw . von Räu­
men fü r die landschaftsgebun­
dene Erholung
(Unterbrechung von W eg eb e z ieh u n g en , 

B arrierew irkungen für Erhoiungs- 

suchende; im besonderen  z u  beurteilen  

sow eit Zugänglichkeit d er Landschaft 

ausdrücklicher S chutzgegenstand der  

Eingriffsregelung)

Hinweise zur Bestimmung des Umfangs von Kompensationsmaßnahmen

- M a ß n a h m e n , d ie  a u s s c h lie ß ­

lich d e r  K o m p e n s a t io n  d e s  

V e r lu s ts  e r le b n is w irk s a m e r  

L a n d s c h a fts e le m e n te  d ie n e n  

s in d  i.d .R . im  U m fa n g  v o n  

m in d e s te n s  1:1 e n ts p re c h e n d  

d e r  m e ß b a re n  G r ö ß e n  d e r  

B e e in trä c h tig u n g e n  w ie d e rh e r ­

z u s te lle n . A u fs c h lä g e  s in d  n u r  

b e i B e p fla n z u n g s m a ß n a h m e n  

v o rz u s e h e n ; s ie  e n ts p re c h e n  

d e n  R e g e lu n g e n  fü r  A u fs c h lä ­

g e  b e i d e r  K o m p e n s a tio n  v o n  

V e g e ta tio n s -/B io to p z e rs tö ru n -  

g e n .

-  E s  is t g ru n d s ä tz lic h  z u  p rü fe n , 

o b  b e i n o tw e n d ig e n  B e p fla n -  

z u n g s -  b z w . R e n a tu r ie ru n g s -  

m a ß n a h m e n  d ie  K o m p e n s a ­

t io n s z ie le  b e re its /a u c h  d u rc h  

M a ß n a h m e n  z u r  K o m p e n s a ­

tio n  d e r  B e e in trä c h tig u n g e n  

d e s  N a tu rh a u s h a lts , in s b e s o n ­

d e r e  d e r  P fla n z e n , T ie r e  und  

ih re r  L e b e n s rä u m e , e rre ic h t  

w e r d e n  k ö n n e n .

-  B e s e itig te  b a u lic h -te c h n is c h e  

M a ß n a h m e n  m it B e d e u tu n g  

fü r  d a s  L a n d s c h a fts b ild /-e r -  

le b e n  s in d  w ie d e rh e rz u s te lle n .

-  D ie  W ie d e rh e rs te llu n g  b z w .  

N e u g e s ta ltu n g  d e s  b e e in trä c h ­

tig te n  L a n d s c h a fts b ild e s  ist 

d u rc h  g e e ig n e te  M a ß n a h m e n  

in d e m  rä u m lic h e n  U m fa n g  

d e s  b e tro ffe n e n  E rle b n is -  

r a u m e s  v o rz u n e h m e n . F ü r  d ie  

a u s re ic h e n d e  K o m p e n s a tio n  

is t n e b e n  d e n  e rfo rd e rlic h e n  

F lä c h e n  v o r  a lle m  d ie  r ich tig e  

A u s w a h l u n d  P o s itio n ie ru n g  

d e r  M a ß n a h m e n  v o n  W ic h tig ­

k e it. D ie s  g ilt in s b e s o n d e re  

b e i F e rn w irk u n g e n  d u rc h  V e r ­

ä n d e ru n g  d e r  K o n tu rlin ie n  d e s  

S ic h tfe ld h o riz o n te s .

-  E s  is t g ru n d s ä tz lic h  z u  p rü fe n , 

o b  b e i n o tw e n d ig e n  

B e p fla n z u n g s - b z w . R e n a tu -  

r ie ru n g s m a ß n a h m e n  d ie  K o m ­

p e n s a tio n s z ie le  b e re its /a u c h  

d u rc h  M a ß n a h m e n  z u r  K o m ­

p e n s a tio n  d e r  B e e in trä c h tig u n ­

g e n  d e s  N a tu rh a u s h a lts , in s ­

b e s o n d e re  d e r  P fla n z e n , T ie r e  

u n d  ih re r  L e b e n s rä u m e  (v g l. 

D ), e r re ic h t w e rd e n  k ö n n e n .

-  F ü r  d ie  a u s s c h lie ß lic h  d e r  

K o m p e n s a t io n  d e r  Ü b e rp rä ­

g u n g  d e s  L a n d s c h a fts b ild e s  

d ie n e n d e n  M a ß n a h m e n  s in d  

A u fs c h lä g e  a u f  d e n  U m fa n g  

n u r  b e i B e p fla n z u n g s m a ß n ­

a h m e n  v o rz u s e h e n ; s ie  d a z u  

(1 ).

- D ie  A u fw e rtu n g  v o n  b is la n g  

n ic h t a ttra k t iv e n  G e b ie te n  is t 

d u rc h  g e e ig n e te  M a ß n a h m e n  

im  rä u m lic h e n  U m fa n g  d e s  

b e tro ffe n e , v o r  a lle m  z u s ä tz ­

lich  v e r lä rm te n  E rle b n is ­

r a u m e s  v o rz u n e h m e n . F ü r  d ie  

a u s re ic h e n d e  K o m p e n s a tio n  

is t n e b e n  d e n  e rfo rd e rlic h e n  

F lä c h e n  v o r  a lle m  d ie  r ich tig e  

A u s w a h l u n d  P o s itio n ie ru n g  

d e r  M a ß n a h m e n  v o n  W ic h tig ­

k e it.

-  E s  is t g ru n d s ä tz lic h  z u  p rü fe n , 

o b  b e i n o tw e n d ig e n  

B e p fla n z u n g s -  b z w . R e n a tu r i-  

e r u n g s m a ß n a h m e n  d ie  K o m ­

p e n s a t io n s z ie le  b e re its /a u c h  

d u rc h  M a ß n a h m e n  z u r  K o m ­

p e n s a tio n  d e r  B e e in trä c h tig u n ­

g e n  d e s  N a tu rh a u s h a lts , ins­

b e s o n d e re  d e r  P fla n z e n , T ie r e  

u n d  ih re r  L e b e n s rä u m e , e r ­

re ic h t w e r d e n  k ö n n e n .

-  F ü r  d ie  a u s s c h lie ß lic h  d e r  

A u fw e rtu n g  d e s  L a n d ­

s c h a fts b ild e s  d ie n e n d e n  M a ß ­

n a h m e n  s in d  A u fs c h lä g e  n u r  

b e i B e p f la n z u n g s m a ß n a h m e n  

v o r z u s e h e n ;  s ie  d a z u  (1 ) .

- M a ß n a h m e n  z u r  Im m is s io n s ­

re d u z ie ru n g  s in d  im  g le ic h e n  

U m fa n g  v o rz u n e h m e n , w ie  

d a d u rc h  Im m is s io n s b e la s tu n ­

g e n  a n  d e r  g e p la n te n  S tr a ß e  

(b ila n z ie ll) k o m p e n s ie r t  w e r ­

d e n  k ö n n te n .

-  B e z ü g lic h  d e r  A u fw e rtu n g  d e s  

L a n d s c h a fts b ild e s  s ie h e  

A n m e rk u n g e n  z u  (3 )

-  B a u lic h -te c h n is c h e  M a ß n a h ­

m e n , in s b e s . W e g e iv e r b in ­

d u n g e n ) s in d  in d e m  U m fa n g  

b z w . d e r  A n z a h l h e rz u s te lle n  

w ie  e s  fü r  d ie  W ie d e rh e rs te l­

lung  b z w . V e rb e s s e ru n g  d e r  

Z u g ä n g lic h k e it  e in e s  d e r  G r ö ­

ß e  d e s  b e tro ffe n e n  R a u m e s  

e n ts p re c h e n d e n  (n e u e n  b z w .  

a u fz u w e r te n d e n )  E rh o lu n g s ­

ra u m e s  n o tw e n d ig  ist.

wird. Die Ergebnisse weichen regelmäßig um den 
Faktor 2 bis 3, zum Teil bis um den Faktor 7 von­
einander ab (vgl. auch den Beitrag von v. DRESS- 
T -FR in diesem Band). Die Abweichungen verstär­
ken sich, wenn neben den unmittelbar durch Versie­
gelung betroffenen Rächen auch die randlich durch 
Böschungen beanspruchten Flächen sowie die auf­
grund von betriebsbedingten Wirkungen darüber 
hinaus gehend betroffenen Bereiche Berücksichti­
gung finden. Der kompensationsrelevante Flächen­
umfang ist bei den randlichen betriebsbedingten 
Wirkungen bei vergleichbaren Verkehrsbelastun­

gen aufgrund unterschiedlich definierter Wirkungs­
zonen und Belastungsfaktoren sehr unterschiedlich; 
er weicht überwiegend um den Faktor 2 bis 3, zum 
Teil um den Faktor 10 ab. Folglich ergeben sich bei 
vergleichbar betroffenen Situationen bzw. Biotop­
typen zum Teil noch gravierendere Abweichungen 
beim Flächenumfang 42).

Als ein grundlegendes Problem ist daher anzusehen, 
daß sich formalisierte Quantifizierungsverfahren 
nicht im Sinne von ausreichend wissenschaftlich 
begründbaren numerischen Prognosemodellen ei­
chen lassen, um eine verläßliche und auf fundierten
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Daten sich stützende reproduzierbare Bezugsbasis 
zu schaffen und dann unterschiedliche Kompensa- 
tionserfordemisse umfassend bewältigen zu kön­
nen. Lediglich für einzelne Sachverhalte sind solche 
modellgestützten Beurteilungsverfahren verfügbar 
wie beim Grundwasser entsprechende numerische 
Modelle143). Als problematisch erweist sich zudem, 
daß in Biotopwertverfahren die Bewertungen nur 
bedingt nachvollziehbar sind. Dies betrifft vor allem 
die Transformation von tatsächlich qualitativen in 
scheinbar quantifizierbare Dimensionen. Diese In­
wertsetzungen lassen sich jedoch weder ausrei­
chend wissenschaftlich, noch allgemein und bun­
desweit gültig naturschutzfachlich begründen. Die 
Bewertungen besitzen allenfalls für den Kreis der 
jeweils Beteiligten Gültigkeit. Fraglich ist, ob in 
jedem Fall und ohne ausdrückliche Begründung 
z.B. der rechnerisch bilanzierte 10%ige Wertverlust 
bei erheblich beeinträchtigten Funktionen durch 
eine 10%ige Vergrößerung der Kompensationsflä­
chen ausgleichbar ist. Die Ergebnisse solcher Ver­
fahren können daher nur den Charakter von nicht 
bzw. wenig abgesicherten Fachmeinungen besitzen. 
Die vorliegenden mathematisierenden Bewertungs­
verfahren können insofern als nur landesweit bzw. 
regional gültige Konventionen betrachtet werden. 
Sie scheinen hinsichtlich ihrer Ergebnisse auch da­
von bestimmt zu sein, was naturschutz- und um­
weltpolitisch in den einzelnen Bundesländern bzw. 
Regionen durchsetzbar ist. Bezüglich einer bundes­
einheitlichen Anwendung ermöglichen diese Ver­
fahren für die Eingriffsbeurteilung und Maßnah­
menplanung daher keine ausreichend abgesicherten 
und einvemehmlich eingeschätzten Aussagen. Die 
einzige Ausnahme ist bezüglich der Erfordernisse 
bei Boden Versiegelungen erkennbar, zu denen in 
der Planungspraxis und Fachdiskussion i.d.R. die 
Entsiegelung im Flächenverhältnis von 1:1 für not­
wendig und ausreichend erachtet wird. Entsiege- 
lungsmöglichkeiten sind praktisch jedoch nur be­
grenzt gegeben.
Neben den Zweifeln bezüglich der wissenschaft­
lich-bewertungsmethodischen Richtigkeit und Zweck­
mäßigkeit einer stark formalisierten und mathema­
tisierenden Bestimmung des Maßnahmenumfangs 
stellt sich aus rechtlicher Sicht zudem die Frage der 
hinreichend plausiblen Begründung der Maßnah- 
menerfordemisse. Auch insofern können derartige 
Verfahren die verbal-argumentative Ableitung von 
Kompensationsmaß-nahmen nicht ersetzen144’
Des weiteren wird in der Planungspraxis und in 
entsprechenden Vorgaben und Verfahrensweisen re­
gelmäßig übersehen, daß der ausreichende Umfang 
von Kompensationsmaßnahmen nicht auschließlich 
in entsprechenden Größen für Maßnahmenflächen 
besteht. Kompensationsmaßnahmen sind zwar 
überwiegend auch flächenwirksam, jedoch nicht 
ausschließlich145̂
Für die Bestimmung des Maßnahmenumfangs sind 
unter einer bundesweiten Perspektive nur rahmen­
hafte Anforderungen definierbar, die sich vor allem 
auf die grundsätzlich planerisch zu berücksichtigen­

den Faktoren beziehen. Die dazu möglichen Diffe­
renzierungen, insbesondere bezüglich zweckmäßi­
ger und operativer Vorgaben zur Quantifizierung, 
sind Fragen von Konventionen. Zu berücksichtigen 
ist, daß es für die Bewältigung der Kompensati- 
onserfordemisse im Einzelfall Beurteilungsspiel­
räume und Entscheidungsmöglichkeiten gibt, die 
nicht willkürlich eingeengt werden dürfen.
Als Basis zur Bestimmung des Kompensations­
maßnahmenumfangs sind insofern die unterschied­
lichen quantitativen Dimensionen von erheblichen 
oder nachhaltigen unvermeidbaren Beeinträchti­
gungen wesentlich. Der notwendige Umfang von 
Kompensationsmaßnahmen muß sich folglich nach 
den jeweils meßbaren Dimensionen wie Fläche in 
m2, Länge in m, Volumen in m3, Anzahl von Exem­
plaren in Stückzahl usw. ergeben. Unter Einhaltung 
der funktionalen, strukturellen, räumlichen und 
zeitlichen Bedingungen sollte der Ausgleich vor 
allem im Umfang solcher meßbar ermittelten Beein­
trächtigungen geleistet werden.146)
Darüber hinausgehend können für einzelne im wei­
teren zu beachtende Sachverhalte wie Entwick­
lungszeit von Kompensationsmaßnahmen, Zustand 
der Kompensationsflächen (Vorwert) und Mehr­
fachfunktionalität Anforderungen definiert werden 
(vgl. Tabelle 5). Zudem sind für eine strukturierte 
funktionsspezifische Ermittlung des Maßnahmen­
umfangs nähere Hinweise möglich (Tabelle 6 als 
Beispiel bezüglich der Ermittlung von Kompensa­
tionsmaßnahmen beim Landschaftsbild).
Der Maßnahmengesamtumfang für eine ausrei­
chende Kompensation ergibt sich dann aus der 
Summe der jeweiligen Erfordernisse für die ver­
schiedenen unvermeidbaren Beeinträchtigungen 
unter besonderer Berücksichtigung der Mehrfach­
funktionalität von Kompensationsmaßnahmen und 
den bei den Einzelerfordemissen gegebenenfalls zu 
beachtenden Konventionsbildungen wie bezüglich 
der Entwicklungszeiten.

4.2.5 Ausgleichbarkeit

Werden die an die Ausgleichbarkeit zu stellenden 
Maßstäbe bezüglich der funktionalen, räumlichen 
und zeitlichen Anforderungen sowie an den Maßnah­
menumfang vollständig erfüllt, gilt der Straßenbau­
eingriff als ausgeglichen. Bei der fachlich plausi­
blen und vor allem rechtskonformen Differenzierung 
zwischen Ausgleich und Ersatz treten in der Planungs­
praxis jedoch regelmäßig Unsicherheiten auf1491.
Auf der Grundlage der standardisierbaren funktio­
nalen und räumlichen Anforderungen an Ausgleich 
und Ersatz sowie unter Berücksichtigung von nähe­
ren Begriffsbestimmungen der Rechtsprechung und 
von fachwissenschaftlich Definitionsvorschlägen 
lassen sich rahmenhafte Anforderungen an Aus­
gleich und Ersatz sowie die Ausgleichbarkeit bei 
einzelnen betroffenen Schutzgütem formulieren 
(vgl. Tabelle 7). Die zeitlichen Anforderungen an 
den Ausgleich gelten entsprechend den Ausführun­
gen unter Punkt 4.2.3.
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Tabelle 7

Definitionen für die Ausgleichbarkeit unvermeidbarer Beeinträchtigungen und die Unterscheidung von Aus­
gleich und Ersatz (PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT 1995, S. 93f.)

Betroffene
Schutzgitter

Ausgleicbbarkeit unvermeidbarer Beeinträchtigungen

Boden Ein Eingriff in betroffene Bodenfunktionen ist ausgeglichen, wenn in unmittelbarer Nähe des jeweiligen Wirkungsbe­
reichs der Straßenbaumaßnahme nach dessen Realisierung die die betroffenen Bodenfunktionen charakterisierenden 
Merkmale durch geeignete Maßnahmen auf anderen Flächen wiederhergestellt sind, so daß sich möglichst gleichartige 
und -wertige Bodenfunktionen dauerhaft entwickeln können.

Als Ersatzmaßnahme gilt die Förderung der vom Straßenbau beeinträchtigten Bodenfunktionen außerhalb des 
Gesamtwirkungsbereichs der Straßenbaumaßnahme oder die Förderung sonstiger vom Straßenbauvorhaben nicht 
betroffener Bodenfunktionen bzw. Böden.

Wasser Beeinträchtigungen der Gewässerfunktionen sind ausgeglichen, wenn durch geeignete Maßnahmen die ursprünglichen 
Wassermengen- und -qualitätsparameter wiederhergestellt sind, so daß die ursprünglichen Standort- und Lebensbedin­
gungen von Pflanzen und Tieren und deren Entwicklungspotentiale auf Dauer erhalten bleiben. Aufgrund struktureller 
Veränderungen hervorgerufene Beeinträchtigungen sind ausgeglichen, wenn z.B. an anderen Gewässerabschnitten 
und in potentiellen Retentionsräumen naturnahe bzw. landschaftsökologisch zweckmäßige Verhältnisse geschaffen 
werden, die in der Lage sind, möglichst gleichartige und -wertige Gewässerfunktionen, insbesondere als Lebensraum 
für Pflanzen und Tiere, auf Dauer zu ermöglichen.

Als Ersatzmaßnahmen gelten die Förderung der vom Straßenbau beeinträchtigten Gewässerfunktionen außerhalb des 
Gesamtwirkungsbereichs der Straßenbaumaßnahme oder die Förderung sonstiger vom Straßenbauvorhaben nicht 
betroffener Gewässerfunktionen bzw. Gewässer.

(Es ist zu prüfen, inwieweit die sich nach dem Wasserrecht ergebenden Maßnahmenerfordemisse die naturschutz- 
rechtlich bedeutsamen Kompensationsanforderungen bereits erfüllen (können)).

Klima/Luft Beeinträchtigungen der Klimafunktionen sind ausgeglichen, wenn durch geeignete Maßnahmen die klimatisch relevan­
ten Strukturen wiederhergestellt sind. Aufgrund Barrierewirkungen hervorgerufene Beeinträchtigungen des Luftaus­
tauschs sind ausgeglichen, wenn z.B. in anderen potentiell geeigneten Bereichen vergleichbare Luftaustauschverhält- 
nisse bzw. den Luftaustausch fördernde Strukturen geschaffen werden.

Beeinträchtigungen der Luftqualität sind nach der derzeitigen Rechtslage nicht ausgleichsfähig, sie können lediglich 
vermieden bzw. reduziert werden. Beeinträchtigungen anderer Landschaftsfaktoren infolge von Luftqualitätsverände­
rungen sind entsprechend den jeweils schutzgutbezogenen Beeinträchtigungen auszugleichen.

Als Ersatzmaßnahmen gelten die Förderung der vom Straßenbau beeinträchtigten Klima- und Luftaustauschfunktionen 
außerhalb des Gesamtwirkungsbereichs der Straßenbaumaßnahme oder die Förderung sonstiger vom Straßenbauvor­
haben im Einzelfall nicht betroffener Klimafunktionen.

Tiere, Pflanzen 
und deren 
Lebensräume/ 
Lebensraum­
funktionen 
(nach Reck u. 
Kaule 1992,
S. 150, verändert)

Ein Eingriff durch ein Straßenbauvorhaben ist ausgeglichen, wenn im Einflußgebiet der geplanten Straßenbaumaßnah­
me nach dessen Realisierung die wertbestimmenden Arten und Lebensgemeinschaften durch Ausgleichsmaßnahmen 
in etwa gleichen Populationen mit gleichen Lebenswahrscheinlichkeiten Vorkommen und die vorherigen Entwicklungs­
möglichkeiten erhalten bleiben (nach Kaule u. Schober 1985, ergänzt).

Als Ersatzmaßnahme gilt vorrangig die Förderung der vom Straßenbau beeinträchtigten Arten bzw. möglichst ähnlicher 
Artengemeinschaften, die außerhalb des Wirkungsbereichs der Straßenbaumaßnahme Vorkommen. Eine Ersatzmaß­
nahme stellt - soweit nach Landesnaturschutzrecht möglich - des weiteren die Förderung von (besonders) schutz- 
bedürftigen, aber durch das Straßenbauvorhaben nicht beeinträchtigten Arten und Artengemeinschaften im Land­
schaftsraum, in dem der Eingriff erfolgt, dar.

Landschaftsbild Die landschaftsgerechte Wiederherstellung bzw. Neugestaltung des Landschaftsbildes ist darauf gerichtet, in dem vom 
Straßenbau betroffenen Landschaftsraum einen Zustand zu schaffen, der in gleicher Art mit gleichen Funktionen und 
ohne Preisgabe wesentlicher Faktoren der das Landschaftsbild bestimmenden Elemente bzw. des optischen Bezie­
hungsgefüges den vor der Straßenbaumaßnahme vorhandenen Zustand in weitest möglicher Annäherung fortführt Der 
Ausgleich ist im Einzelfall nicht ausgeschlossen, auch wenn der Straßenbaueingriff fortdauernd optisch wahrnehmbar 
bleibt (nach BVerwG, Urt. v. 27.09.1990 - 4 C 44.87 - NuR 1991, S. 124, 127). Der Straßenbaueingriff muß folglich 
nicht unsichtbar gemacht werden. Ausgleichsmaßnahmen für das Landschaftsbild orientieren sich an den charak­
teristischen Leitstrukturen und gliedernden Elementen des betroffenen Landschaftsraumes (Planungsgruppe Ökologie 
+ Umwelt (1990, S. 191).

Bei Neubaumaßnahmen ist regelmäßig von nicht vollständig ausgleichbaren Beeinträchtigungen (z.B. durch Massivität 
des Straßenkörpers oder Verlärmung hervorgerufen) auszugehen ( Vgl. in diesem Sinne für Einzelfälle z.B. BVerwG, 
Beseht, v. 04.10.1994 - 4 B 196.94 - Amtl. Umdruck, S. 4f.; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt v. 19.01.1994 - 23 D 
133/91 .AK - NuR 1995, S. 46, 48).

Ersatzmaßnahmen für nicht ausgleichbare Landschaftsbildbeeinträchtigungen sind in ihrer Art den Ausgleichsmaßnah­
men ähnlich.

4.2.6 Bilanzierung

Um die abgeleiteten Kompensationsmaßnahmen 
und deren Umfang sowie die Ableitung bzw. Be­
gründung besser nachvollziehen zu können, ist es 
zweckmäßig, die einzelnen Erfordernisse zur Ver­
meidung, zum Ausgleich und zum Ersatz zusam­

menfassend in einer Bilanz darzustellen. Dies er­
folgt ergänzend zu den sonstigen naturschutzrecht­
lichen Darstellungserfordemissen150) sowie der im 
besonderen auf Straßenbauvorhaben ausgerichte­
tem Anforderungen1511. Eine solche tabellarische 
Übersicht, regelmäßig auch als Eingriffs-Ausgleichs- 
Bilanzierung bezeichnet und zum Teil eingeführt1521,
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enthält in verbal-argumentativer und soweit mög­
lich in quantifizierender Form die wesentlichsten 
Angaben insbesondere zu Art und Lokalisierung der 
Beeinträchtigungen, zu Art und Umfang der Maß­
nahmen, deren etwaiger Mehrfachfunktionalität und 
zum zeitlichen Eintreten des Kompensationszieles. 
Insoweit ist die tabellarische Bilanzierung auch bei 
der naturschutzrechtlichen Abwägung nach § 8 
Abs. 3 BNatSchG zu verwenden1 .

5. Erfolgskontrolle

5.1 Rechtliche Anforderungen

Im Planfeststellungsbeschluß können Anordnungen 
getroffen werden, mit Hilfe derer festgestellt wer­
den kann, ob Kompensationsmaßnahmen ihr Ziel 
erreichen154) Einzelne Gesetzgeber, insbesondere 
der neuen Bundesländer, haben die Notwendigkeit 
zur Prüfung der Durchführung und Wirksamkeit 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und deren 
systematische Erfassung in Registern bzw. Kata­
stern gesetzlich fixiert15 \
Gesetzliche Anknüpfungspunkte für Erfolgskon­
trollen bieten sich zudem bezüglich wasserhaus- 
haltlicher Aspekte156) Die Notwendigkeit von Er­
folgskontrollen kann auch nach den verwaltungs­
praktisch zu berücksichtigenden Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit begründet wer­
den157)

5.2 Standardisierungsmöglichkeiten

Für die Verwaltungspraxis sind zwar verschiedene 
Anforderungen, Zielsetzungen und Handlungsan­
leitungen für im Einzelfall durchzuführende Erfolgs-

^  158) °kontrollen ausgearbeitet worden Diese können 
jedoch aufgrund von personellen, organisatorischen 
und finanziellen Restriktionen überwiegend nicht 
umgesetzt werden. Hinzu kommen Defizite bei der 
fachgerechten Durchführung der Maßnahmen. 
Gleichwohl sind in verschiedenen Ländern syste­
matische EDV-gestützte Kataster über die Kompen­
sationsflächen in Vorbereitung159). Insoweit stehen 
bislang keine ausreichenden bzw. nur begrenzte Da­
ten zur Wirksamkeit von Kompensationsmaßnah­
men zur Verfügung160), um hinreichend sichere Pro­
gnosen hinsichtlich des Erreichens der Kompensa­
tionsziele treffen zu können. Die Erfordernisse der 
Eingriffsregelung gelten aber erst dann als erfüllt, 
wenn die geplanten Maßnahmenziele entsprechend 
den Prognosen erreicht werden161). Systematische 
Erfolgskontrollen sollten insofern zu den künftig 
besonders zu intensivierenden Aufgaben der Stra­
ßenbau- und Naturschutz Verwaltungen gehören. 
Die Ergebnisse der Kontrollen können als Erfah­
rungswerte dienen.
Für eine Verbesserung und soweit Standardisierung 
lassen sich differenzierte Anforderungen an Art, 
Umfang und Zeitpunkt der Kontrollen, an die Do­
kumentation der Kontrollergebnisse, an mögliche 
Konsequenzen sowie an Zuständigkeiten formulie­

ren162). Dabei werden die Realisierbarkeit der Maß­
nahmen im Rahmen von Herstellungskontrollen 
und die Wirksamkeit im Rahmen von Funktions­
kontrollen geprüft.
Herstellungskontrollen leisten die Prüfung der ord­
nungsgemäßen Durchführung der Maßnahmen im 
Sinne einer Bauabnahme und als Vorbereitung für 
die Funktionserfüllung. Es werden die planerischen 
Vorgaben zu Art, Lage, Umfang und Fristen für die 
Durchführung und Fertigstellung der Maßnahmen, 
insbesondere entsprechend den zu berücksichti­
genden anerkannten Regeln der Technik, auf ihre 
Erfüllung überprüft.
Die ordnungsgemäß ausgeführten Maßnahmen wer­
den im Rahmen von nachfolgenden Funktions­
kontrollen auf ihre tatsächliche Wirksamkeit im 
Hinbück auf das Erreichen des festgelegten Maßnah­
menziels kontrolliert. Die Funktionskontrolle bein­
haltet insbesondere die Beurteilung, ob die Funkti­
onserfüllung bzw. -fähigkeit der Maßnahmen ent­
sprechend den definierten Zielen erreicht worden ist 
bzw. absehbar erreicht wird. Notwendigkeit, Art, 
Umfang, Zeitpunkte und Methodik der Funktions­
kontrollen sind nach der Art der Vermeidungs- und 
Kompensationsmaßnahmen zu bestimmen. Ein Er­
fordernis für Funktionskontrollen besteht insbeson­
dere bei Maßnahmen mit einem erheblichen Pflege- 
und Entwicklungsaufwand sowie bei Maßnahmen, 
deren Entwicklung und damit die Zielerfüllung sich 
aufgrund bisheriger Erfahrungen nicht in ausrei­
chendem Maße zum Zeitpunkt der Zulassung des 
Vorhabens Vorhersagen lassen.
Die Ergebnisse der Herstellungs- und Funktions­
kontrollen sind systematisch zu dokumentieren. So­
weit Defizite festgestellt werden, sind Änderungen 
bzw. Nachbesserungen der ursprüngüchen Maßnah­
men vorzunehmen. Um dies planungsrechtlich zu 
ermöglichen, sind in der Zulassungsentscheidung 
bzw. Planfeststellung entsprechende Vorbehalte 
festzulegen.

6. Schlußbetrachtung

Die Erwartungen und darauf gerichteten Anstren­
gungen, eine weitestgehend standardisierte bundes­
einheitliche Anwendung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung beim Straßenbau erreichen zu 
könneft, stoßen sowohl auf rechtliche als auch na­
turschutzfachliche und methodisch-wissenschaftli­
che Schwierigkeiten. Gleichwohl sind eine Vielzahl 
fachlich plausibel begründbarer Hilfestellungen 
möglich, die im Ergebnis zu einer vereinheitlichten 
Handhabung führen können.
Die Hoffnungen der Verwaltungspraxis, insbeson­
dere der behördlichen eingriffsverursachenden Vor­
habenträger nach einem umfassend formalisierten, 
einfach handhabbaren, möglichst mit verrechenba- 
ren Bewertungseinheiten operierenden und zu­
gleich alle Prüfungsschritte der Eingriffsregelung 
zusammenführenden Beurteilungsverfahren kön­
nen nach dem derzeitigen Stand von Wissenschaft 
und Forschung nicht erfüllt werden. Keines der
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bislang entwickelten formalisierten und vor allem 
mathematisierenden Beurteilungs- und Bilanzie­
rungsverfahren leistet dies163). Die derzeitigen Ver­
fahren sind zudem zu unterschiedlich, um ohne 
weiteres vereinheitlicht werden zu können.
Den praktischen Bestrebungen nach Vereinheitli­
chung und Vereinfachung stehen zudem gravieren­
de Defizite bei der Bestandserfassung, Eingriffsbeur­
teilung, Maßnahmenableitung und -Umsetzung entge­
gen, wie anhand der analysierten derzeitigen Pla­
nungspraxis belegt ist164) Insoweit bestehen, insbe­
sondere bezüglich der Ermittlung des Umfangs von 
Kompensationsmaßnahmen, auch keine empirisch 
und naturwissenschaftlich hinreichend belegbaren 
Praxiserfahrungen, die Vereinfachungen rechtferti­
gen könnten wie z.B., daß eine funktionale Beein­
trächtigung B im Umfang M i.d.R. die Kompensa­
tion durch die Maßnahme K im Umfang eines 
Richtwertes m zur Folge hat. Der derzeitige Wis­
sensstand kann eher als Summe von (begrenzten) 
Einzelerfahrungen und verschiedenen regional oder 
landesweit gültigen Konventionen beschrieben 
werden. Hinzu kommt, daß gerade ausreichende 
Konflikterfassung und -beurteilung und die strikte 
Beachtung des Vermeidungsgebots unerläßliche 
Voraussetzungen für die Planung von Kompensati­
onsmaßnahmen sind. Stanardisierungsüberlegun- 
gen müssen schon deswegen bei diesen grundlegen­
den Arbeitsschritten beginnen.
Um insofern bei der Einzelfallbeurteilung die Ge­
bote der Eingriffsregelung rechtskonform und dabei 
vor allem systematisch und sachangemessen Umset­
zen zu können, lassen sich im Hinblick auf eine 
Vereinheitlichung die verschiedenen unbestimmten 
Rechtsbegriffe der Eingriffsregelung naturschutz­
fachlich plausibel und unter Berücksichtigung der 
Rechtsprechung präzisieren und ausfüllen. Dies ist 
zumindest als rahmenhafte Konkretisierung mög­
lich, die den im Einzelfall bestehenden Beurtei­
lungsspielräumen und Entscheidungsmöglichkei­
ten nicht entgegensteht. Bei den Präzisierungen 
handelt es sich vor allem um methodisch-fachliche 
Hilfestellungen, definierbare Mindestanforderun­
gen und rahmenhafte Beurteilungsmaßstäbe. Ein­
zelne Standardisierungen, die sich naturschutzfach­
lich nicht hinreichend begründen lassen, bei denen 
aber ein besonderes Bedürfnis der Planungspraxis 
an praktischen Hilfestellungen besteht, stellen Kon­
ventionen dar, über die von den Planungsbeteiligten 
ein grundsätzlicher Konsens herzustellen ist. Solche 
Konventionen sollten allerdings möglichst zurück­
haltend verwendet werden, da ihnen zwangsläufig 
ein politisch geprägtes Moment der Abwägung in­
newohnt.
Einer weitergehenden länderübergreifenden Stan­
dardisierung stehen spezifische naturschutzrechtli­
che Unterschiede, insbesondere bezüglich der An­
forderungen an Ersatzmaßnahmen, und kompeten­
tielle Gründe im Bund-Länder-Verhältnis gegen­
über.
Die hier entwickelten Standardisierungsüberlegun­
gen bauen auf der derzeitigen Rechtslage auf, sind

jedoch gleichzeitig durch diese begrenzt. Insofern 
können im wesentlichen die Landesnaturschutzge­
setzgeber durch Angleichung, Differenzierung und 
Präzisierung der rechtlichen Anforderungen eine 
Vereinheitlichung der Anwendungsgrundlagen der 
Eingriffsregelung herbeiführen. Zweckmäßig er­
scheint dies insbesondere für die Bereiche, die der­
zeit erhebliche Interpretationsprobleme hervorru- 
fen. Notwendig ist dies, wo die Landesnaturschutz­
gesetze hinter den rahmenrechtlichen Vorgaben des 
BNatSchG Zurückbleiben. Was darüber hinausge­
hend sinnvollerweise einer vergleichbaren rechtli­
chen Ausgestaltung zugeführt werden sollte, kann 
nur aufgrund von Praxiserfahrungen und insbeson­
dere dem naturschutzpolitischen Willen beantwor­
tet werden. Zu beachten ist, daß die Verschiedenar­
tigkeit z.B. bezüglich der Anforderungen an Ersatz­
maßnahmen zwar einerseits nach Vereinheitlichung 
zu verlangen scheint, die Möglichkeiten zu unter­
schiedlichen landesrechtlichen Formulierungen an­
dererseits ein nicht zu vernachlässigendes Entwick­
lungspotential bergen.
Ziel der Umsetzung der bestehenden Standardisie­
rungsmöglichkeiten sollte es insofern zunächst sein, 
den derzeitigen Rechtsrahmen im Einzelfall fach­
lich anspruchsvoll auszufüllen, daß die Belange von 
Naturschutz und Landschaftspflege im Planungs­
prozeß weitestgehend berücksichtigt werden kön­
nen. Dies gilt insbesondere für die Beachtung des 
Vermeidungsgebots und mit Blick auf die Durchset­
zungsmöglichkeiten der Naturschutzbelange in der 
Abwägung. Hierzu gehört auch eine klare, fachlich 
plausible und rechtskonforme Unterscheidung zwi­
schen ausgleichbaren und nicht ausgleichbaren Be­
einträchtigungen. Eine allgemeine Flexibilisierung 
der Ausgleichsanforderungen oder gar die Auflö­
sung der Unterscheidung von Ausgleich und Ersatz 
zu fordern, würde dem entgegenstehen.
Für die fachlich begründete Weiterentwicklung der 
Eingriffsregelung wird es wichtig sein, die derzeit 
möglichen Standardisierungsanforderungen in der 
Planungspraxis umzusetzen und deren Zweckmäßig­
keit zu überprüfen. Für verbesserte Beurteilungs- und 
Planungsgrundlagen wird es zudem darauf ankom­
men, die Realisierung und vor allem die Wirksamkeit 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen künftig we­
sentlich intensiver zu kontrollieren und als Erfah­
rungswerte nutzbar zu machen. Auf einer solchen 
Grundlage kann wiederum eine Fortschreibung der 
derzeitigen Standardisierungsüberlegungen vorge­
nommen werden.

Anmerkungen

^ Der Beitrag basiert im wesentlichen auf den Ergebnis­
sen des von der PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UM­
WELT im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr 
bearbeiteten Forschungsvorhabens"Richtwerte für Kom­
pensationsmaßnahmen beim Bundesfemstraßenbau - Unter­
suchung zu den rechtlichen und naturschutzfachlichen 
Grenzen und Möglichkeiten" (Forschungsbericht VU
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18003 V 94; Hannover, Mai 1995; Forschung Straßenbau 
und Straßenverkehrstechnik, Heft 714, 1996, Hrsg. Bun­
desministerium für Verkehr, Abt. Straßenbau, Bonn-Bad 
Godesberg). Herrn Dr. G. Hartmann und Herrn Dipl.-Ing. 
A. Hoppenstedt sei für die kritische Durchsicht des Ma­
nuskripts gedankt.

2) Beispielsweise AG EINGRIFFSREGELUNG DER 
LANDESANSTALTEN/-ÄMTER u.d. BfN (1995); 
ARGE EINGRIFF-AUSGLEICH NW (1994); BMV 
(1992a); HABER et al. (1992); LfU-Saarland (1992); 
LStVw Rheinland-Pfalz (1995); OBN NBL u. Bayern, 
BfN (1993); OBB im BayStMI u. BayStMLU (1993a); 
MWV-SH u. MELF-SH (1987); MV-NW u. MURL-NW 
(1992); SMEETS + DAMASCHEK u. B-L AK EIN­
GRIFF-AUSGLEICH (1993); STAATSRÄTE-AK Ham­
burg (1991).

3) Vgl. z.B. VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 15.11.1994 
- 5 S 1602/94 - NuR 1995:358,359; OVG NordrheinWest- 
falen, Urt. v. 19.01.1994 - 23 D 133/91.AK - NuR 1995: 
46,47; siehe a. BERKEMANN (1993: 102). Ausnahms­
weise ist in Hessen nach § 6b HeNatG die Ausgleichsab­
gabe gegenüber Ersatzmaßnahmen i.d.R. vorrangig.

Fragen zu Anforderungen an die naturschutzrechtliche 
Abwägung nach § 8 Abs. 3 BNatSchG und an die im 
Einzelfall letztendlich nach Maßgabe der Landesnatur­
schutzgesetze mögliche Ausgleichsabgabe bzw. -Zahlung 
(vgl. z.B. § 15 BbgNatSchG; § 5a LPfIG-Rh-Pf; § 8b 
LNatSchG-SH) werden im Rahmen dieses Beitrags nicht 
vertieft.

5) Z.B. § 10 Abs. 1 NatSchG-BW; § 4 Abs. 2 LG-NW; § 
8 Abs. 2 SächsNatG. Ausnahmen bilden Niedersachsen, 
das nicht von der Ermächtigung nach § 8 Abs. 8 BNatSchG 
zu Positvlisten Gebrauch gemacht hat und Bremen sowie 
Sachsen-Anhalt, wo die Positivlisten nur auf in Betracht 
zu ziehende mögliche Eingriffe hinweisen, diese jedoch 
nicht definitorisch bestimmen.

Z. B. indem "Vorhaben, die den Zugang zur freien Natur 
(bzw. Landschaft; Wald, Flur und Gewässer) aus­
schließen oder erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen 
bzw. behindern" (z.B. § 10 Abs. 2 NatSchG-BW; § 5 Abs. 
1 HeNatG; § 6 Abs. 2 VörlThürNatG) oder "Vorhaben, 
die den Naturgenuß erheblich beeinträchtigen" (Art. 6 
Abs. 3 BayNatSchG) als Eingriffe definiert werden.

7) § 4 Abs. 3 LG-NW.

8) § 6 Abs. 3 VörlThürNatG.

Q\
Sie ist für den Landesgesetzgeber verbindlich (BVerwG, 

Urt. v. 27.09.1990 - 4 C 44.87 - NuR 1991: 124, 127)

10̂ Z.B. "das örtliche Klima" oder "die Lebensbedingun­
gen der Tier- und Pflanzenwelt" (§ 5 Abs. 1 HeNatG; § 6 
Abs. 1 VorlThürNatG).

U) § 10 Abs. 1 BbgNatSchG; § 5 Abs. 1 HeNatG.

12-* § 10 Abs. 1 NatSchG-BW. Zur fraglichen Vereinbar­
keit vgl. z.B. KOLODZIEJCOK (1992: 310) und VGH 
Baden-Württemberg, Urt. v. 03.09.1993 - 5 S 874/92- 
NuR 1994: 234, 237.

13) § 7 Abs. 1 NNatG.

14̂  Baden-Württemberg: Gesetz zum Schutz des Bodens 
(Bodenschutzgesetz BodSchG-BW). Ein Bundes-Bo- 
denschutzgesetz (BBodSchG) ist demgegenüber erst in 
Vorbereitung (vgl. Umwelt Nr. 10/95: 354ff.).

15̂  Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. den jeweiligen 
landeswasserrechtlichen Regelungen.

16) Nach § 41 Abs. 1 BImSchG i.V.m. 16. BImSchV.

17) KUSCHNERUS (1995: 19).

18̂  Vgl. z. B. OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 04.
06.1993 7 A 3157/91 NuR 1994: 249, 250f. Nach
bisheriger Auffassung des BVerwG wird das Land­
schaftsbild maßgeblich durch die optischen Eindrücke 
bestimmt (BVerwG, Urt. v. 27.09.1990 - 4 C 44.87 - NuR: 
124,128).

19̂  OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 05.07.1993 - 11 A 
2122/90 - NuR 1994: 95.

20) BVerwG, Beschl. v. 04.10.1994 - 4 B 196.94 - Amtl. 
Umdruck, S. 3f., m.V.a. GASSNER (1989).

21) Vgl. Nachweise in PLANUNGSGRUPPE ÖKOLO­
GIE + UMWELT (1995: 17, insbes. Fn. 141).

22)’ Dieses läßt sich aus den bisherigen Entscheidungen 
ableiten (vgl. dazu PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE 
+ UMWELT 1995, Anlage 3); siehe a. GASSNER (1991); 
LOUIS (1990, § 7. Rn. 2, S. 167); KUSCHNERUS 
(1995: 21); SCHINK (1992: 1395). Gleichwohl lassen 
sich aus bisherigen Rechtsentscheidungen auch relevante 
Beeinträchtigungen erkennen (PLANUNGSGRUPPE 
ÖKOLOGIE + UMWELT 1995: 14f.).

23) KUSCHNERUS (1995: 21f.).

^  VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 15.11.1994 - 5 S 
1602/93 - NuR 1995: 358, 361.

25) Vgl. KUSCHNERUS (1995: 14ff. u. 18f.).

26) VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 15.11.1994 - 5 S 
1602/93 - NuR 1995: 358, 360f„ 363.

27-* Vgl. bezüglich des Fehlens einer UVP VGH Baden-Würt­
temberg, U it v. 03.09.1993 -5 S 874/92 - NuR 1994:236.

28) Bayerischer VGH,Beschl.v.24.01.1992-8 CS 91.01233- 
35 - NuR1992: 337,339; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. 
v. 10.11.1993 - 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 23.

29) Bayerischer VGH, Urt. v. 05.07.1994 - 8 A 93.40056 
NuR 1995: 274, 279: OVG Rheinland-Pfalz, Urt. v.

29.12.1994 - 1 C 10893/92. OVG (nicht rechtskräftig) - 
Amtl. Umdruck: 38. Diese im Zusammenhang mit § 20 
UVPG getroffenen richterlichen Aussagen treffen auch 
auf die Problematik von Ermittlungsstandards der Ein­
griffsbeurteilung zu, da die Schutzgüter der Eingriffsre­
gelung vollständig von der Zielsetzung des Gesetzes ab­
gedeckt werden (vgl. § 1 UVPG).

30) Vgl. im einzelnen PLANUNGSGRUPPE ÖKOLO­
GIE + UMWELT (1995: 19ff.).

31) Vgl. z.B. § 16 Abs. 1 BbgNatSchG; § 5 Abs. 4 LPflG- 
Rh-Pf, § 12 Abs. 4 SNG.
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32) §13 Abs. 1 BiemNaiSchG;§§ 14u. 15 NNatG; § 15 NatSchG 
LS A. Davon unabhängig gelten die planungsrechtlichen Be­
teiligungspflichten nach § 73 VwVfG sowie die besonderen 
naturschutzrechtlichen Bestimmungen sowieBeteiligungs- 
und Abstimmungserfordemisse nach § 3 Abs. 2 BNatSchG 
i.V.m. den landesnaturschutzrechtlichen Regelungen

33) Vgl. z.B. ARGE EINGRIFF-AUSGLEICH NW (1994:
103); HABER et al. (1992, Arbeitshinweis A.5.1: 153f.); 
OBN NBL u. Bayern, BfN (1993, Tab. 4.-1: 17); SMEETS 
+ D A M A SC H E K  u. B L -A K  E IN G R IF F-A U S- 
GLEICH(1993): 11 u. 28f.

34) PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT 
(1995, Anlage 11.1).

35) Z.B. RLS 90 (BMV 1990); RBLärm-92 (BMV 
1992b); MLuS-92 (FGSV 1992).

36) Siehe PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UM­
WELT (1995, Anlagen 9.3 u. 9.4), die dann für die Quan­
tifizierung von Kompensationsmaßnahmen weiterver­
wendet werden (vgl. Pkt. 4.2.4).

37) Vgl. PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT 
(1995: 67ff. u. 80f„ Anlagen 10.2, 10.6. 10.8, 10.9 u. 
10.17).

38) Z.B. AG EINGRIFFSREGELUNG DER LANDESAN- 
STALTEN/-ÄMTER u. d. BfN (1995); ARGE EIN­
GRIFF-AUSGLEICH NW (1994); BMV (1992a); PLA­
NUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT (1988 u. 
1990); REINIRKENS & KLINK (1991); RECK & KAU­
LE (1992); SMEETS + DAMASCHEK u. BL-AK EIN­
GRIFF-AUSGLEICH (1993); STRASSENVERWAL- 
TUNG RHEINLAND-PFALZ (1994).

39) Vgl. z.B. Hinweise in PLANUNGS GRUPPE ÖKO­
LOGIE + UMWELT (1995: 81ff. u. Anlage 11.2).

40)
’ Vgl. dazu z.B. die Vorgehensweisen nach § 5 UVPG 

und sogenannte Antrags- bzw. Projektkonferenzen im 
Rahmen von Raumordnungsverfahren.

41) Vgl. KÜSTER (1995).

42') Zu den inhaltlichen Anforderungen vgl. z.B. BRUNS & 
HOPPENSTEDT (1993); v. DRESSLER & FRISSE (1993).

43) Vgl. insbes. ARGE EINGRIFF-AUSGLEICH NW (1994, 
Tab. 3.1.2-4,3.1.2-5,3.1.2-6, S. 56,81-85,104 f.); ONB NBL 
u. Bayern, BfN (1993, Tab. 4.-1 Teü 2); SMEETS + DAMA­
SCHEK u. BL-AK EINGRIFF- AUSGLEICH (1993:28ff.).

44) PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE+ UMWELT (1995, 
Anlage 11.3).

45) Vgl. ONB NBL u. Bayern, BfN (1993, Tab. 4.-1 Teil 2)

m  Vgl. BAY & RODI (1990); BAST (1995); BOSCH & 
PARTNER (1994); PLANUNGRUPPE ÖKOLOGIE + 
UMWELT (1990); RECK & KAULE (1992); REINIR­
KENS & KLINK (1991); UNGER (1991).
47) RECK & KAULE (1992: 141).

48) PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT (1990: 
22f.).

49) Vgl. HABER et al. (1992, Arbeitshinweis A.3.H: 64ff.).

50) Vgl. ARGE EINGRIFF-AUSGLEICH NW (1994, Abb. 
3.1.1-6); HABER et al. (1992, Arbeitshinweise A.3..EH.: 
67ff. u. A.8.I: 258ff.); KAULE & SCHOBER (1985); 
SMEETS + DAMASCHEK u. BL-AK EINGRIFF-AUS- 
GLEICH (1993: 72ff. u. 82f.).

51-* Auf die Nachhaltigkeit wird in Tab. 1 nur soweit einge- 
gangen, wie sich spezifische Sachverhalte ergeben.

52) Vgl. HABER et al (1992: 252); ILN (1995); PLA­
NUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT (1995: 85); 
RECK & KAULE (1992: 141)

53) BVerwG, Beschl. v. 30.10.1992 - 4 A. 4.92 - NuR 1993: 
125, 128; im Anschluß daran z.B. VGH Baden-Württem­
berg in ständiger Rechtsprechung, z.B. Urt. v. 03.09.1993 - 
5 S 874/92 - NuR 1994: 234, 237; VGH Kassel, Urt. v.
20.09.1994 - 2 A 249/88 - Amtl. Umdruck: 21f. Von der 
Ermächtigung nach § 8 Abs. 9 BNatSchG zu weitergehen­
den Vorschriften haben nur einzelne Landesnaturschutzge­
setzgeber Gebrauch gemacht (z.B. § 12 Abs. 1 Satz 2 
BbgNatSchG; § 6a Abs. 1 Nr. lf. HeNatG; §§ 7a Abs. 3 u. 
10 Abs. lf. LNatSchG-SH; § 10 Abs. 2 Satz 2 SNG).

54) BVerwG, Beschl. v. 30.10.1992 - 4 A. 4.92 - NuR 1993: 
125, 128; im Anschluß daran VGH Baden-Württemberg in 
ständiger Rechtsprechung, z.B. Urt. v. 03.09.1993 -5 S 
874/92 - NuR 1994.:234, 237. Vorangehende Entscheidun­
gen, die das Vermeidungsgebot in die Abwägung stellen 
bzw. entsprechende Auffassungen der Rechtsliteratur sind 
damit nicht mehr zutreffend.

55) BVerwG, Beschl. v. 30.10.1992 - 4 A. 4.92 - NuR 1993: 
125. 129. Bei fehlender Erforderlichkeit einer Straßenbau­
maßnahme, stellt sich die Frage nach dem naturschutzrecht­
lichen Erfordernis zur Unterlassung vermeidbarer Beein­
trächtigungen erst gar nicht. Sinngemäßes gilt für das Aus­
gleichsgebot. Zu der die Erforderlichkeit von Straßenbau­
vorhaben darstellenden Planrechtfertigung siehe bezüglich 
Bundesfemstraßen § 1 FStrAbG und im weiteren HART­
MANN (1995) und SCHLARMANN (1991:57ff.). Anson­
sten scheitert ein Vorhaben an der mangelnden Planrechtfer­
tigung als einer rechtlichen Planungsschranke, wenn ein 
Vorhaben sinnvoll oder zweckmäßig unterbleiben kann 
(BVerwG, Urt. v. 03.05.1988 - 4 C 26.84 - NuL 1989: 411; 
vgl. a. OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 19.01.1994 - 
23 D 133/91.AK NuR 1995: 46- 47).

56  ̂ VGH Baden-Württemberg in ständiger Rechtspre­
chung, z.B. Urt. v. 03.09.1993 - 5 S 874/92 - NuR 1994: 
234,237; VGH Kassel, Urt. v. 20.09.1994 - 2 A 249/88 - 
Amtl. Umdruck: 21f.; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v.
09.06.1994 - 23 A 1081/91 - Amtl. Umdruck: 20f.

57  ̂ Z.B. VGH Baden-Württemberg in ständiger Recht­
sprechung, z.B. Urt. v. 03.09.1993 - 5 S 874/92 - NuR 
1994: 234, 237; VGH Kassel, Urt. v. 20.09.1994 - 2 A 
249/88 - Amtl. Umdruck: 21f.

58)
VGH Baden-Württemberg in ständiger Rechtsprechung, 

z.B. Urt. v. 23.06.1988 5 S 1030/87 - NuR 1989: 439; 
Bayerischer VGH, Urt. v. 05.07.1994 - 8 A 93.40056 - 
NuR 1995: 274, 281f.; VGH Kassel, Urt. v. 20.09.1994 - 
2 A 249/88 Amtl. Umdruck: 21f.; OVG Nordrhein- 
Westfalen, Urt. v. 09.06.1994 - 23 A 1081/91 Amtl. 
Umdruck: 20f.
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59) Vgl. z.B. BVerwG, Beschl. v. 30.10.1992 - 4 A 4.92 - 
NuR 1993: 125, 128; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. 
v.19.01.1994 - 23 D 133/91.AK - NuR 1995: 46, 48f.

60) Im einzelnen SCHLARMANN (1991, insbes. zu 
Straßenbauvorhaben: 5ff.).Eine Planungsaltemative ist 
zu würdigen, wenn sie sich nach Lage der konkreten 
Verhältnisse aufdrängt oder zumindest naheliegt (vgl. 
z.B. VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 03.09.1993 - 5 S 
874/92 - NuR 1994: 234, 238).

61) PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE+ UMWELT (1995: 
24). Gleichzeitig stellt die ausreichende Prüfung von Pla- 
nungs- und Ausführungsvarianten der Straßenbaumaß­
nahme im Gesamten und bezüglich ihrer Bestandteile 
auch eine Voraussetzung für die einzelfallbezogene Um­
setzung des Vermeidungsgebots dar.

62-* Hier stellt sich die Frage, ob es sich um abwägungsre­
levante Planungsaltemativen handeln könnte.

63  ̂Z.B. auch bezüglich der Kosten von Kompensations­
maßnahmen OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10. 11. 
1993 - 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 27; VGH Baden- 
Württemberg, Urt. v. 15.11.1994 - 5 S 1602/93 NuR 
1995: 358, 362f.; VG Schleswig, Urt. v. 16.09.1992 -1  A 
38/92 NuR 1994: 100. Siehe derart auch AG EIN­
GRIFFSREGELUNG DER LANDESANSTALTEN/- 
ÄMTER u.d. BfN (1995, Kap. 2.6.1); ILN (1995); 
KUCHLER (1991: 469); KUSCHNERUS (1995: 22); 
SCHINK (1992; 1399); SMEETS + DAMASCHEK u. 
BL-AK EINGRIFF-AUSGLEICH (1993: 22).

64)BVerfG, Beschl. v. 15.12.1965 -IB vR  513/65, BVerf­
GE 19: 342, 348f.; BVerfG, Urt. v. 22.05.1990 - 2 BvG 
1/88 - BVerfGE: S. 342. In diesem Sinne ist auch die 
Entscheidung des BVerwG, Beschl. v. 26.06.1992 - 4 B 1 
- 11.92 - NuR 1993: 22, 24 zu verstehen.

65  ̂ Dies gilt grundsätzlich auch bezüglich Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen (vgl. PLANUNGSGRUPPE  
ÖKOLOGIE + UMWELT 1995: 30f.). Die in Rechtslite­
ratur und Rechtsprechung vertretenen Auffassungen zur 
Anwendung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes sind 
diesbezügüch nicht zutreffend.

66  ̂Vgl. dazu entsprechend zu § 7 Nr. 1.1 Vorl. VV-BHO

67  ̂ Danach hat jede vermeidbare Beeinträchtigung der 
Gewässer zu unterbleiben. Im weiteren sind z.B. nach § 
50 BImSchG durch eine entsprechende Lokalisierung 
von raumbedeutsamen Straßenbaumaßnahmen schädli­
che Umwelteinwirkungen im Sinne von § 3 Abs. 2 
BImSchG auch auf sonstige schutzbedürftige Gebiete wie 
Erholungsgebiete soweit wie möglich zu vermeiden 
(PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE+ UMWELT 1995:16).

68) Vgl. ARGE EINGRIFF-AUSGLEICH NW (1994:57, 
86f. u. 106); HABER et al. (1992, Arbeitshinweis A.4.I.: 
101-104); SMEETS + DAMASCHEK u. BL-AK EIN­
GRIFF-AUSGLEICH (1993: 73ff.).

69) Vgl. PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT 
(1995: 89f. u. Anlage 11.3).

70) BVerwG, Beschl. v. 30.10.1992 - 4 A. 4.92 NuR 
1993: 125,129 (in ausdrücklicher Korrektur der Qualifi­
zierung des Ausgleichsgebots in BVerwG, Beschl. v. 
21.08.1990 - 4 B 104.90 - NuR 1991: 75). Es ist als

Planungsleitsatz neuerer Prägung konzipiert (BERKE- 
MANN 1993: 103, m.w.N.).

71) BVerwG, Urt. v. 27.09.1990 - 4 C 44.87 - NuR 1991: 
124, 126.

72-) Dies ist jedoch vereinzelt der Fall, zB. nach §11 Abs. 
2 NatSchG LAS die Einschränkung der Ausgleichsver­
pflichtung bezüglich Beeinträchtigungen des Land­
schaftsbildes auf die landschaftsgerechte Wiederherstel­
lung. § 10 Abs. 1 Satz 1 NNatG z.B. nennt nicht den 
Zeitpunkt, bis zu dem ein Ausgleich im Sinne von § 8 
Abs. 2 satz 4 BNatSchG ausgegelichen ist.

73) Siehe z.B. BVerwG, Urt. v. 27.09.1990 - 4 C 44.87 - 
NuR 1991: 124, 127-VGH Baden-Württemberg in stän­
diger Rechtsprechung, z.B. Urt. v. 03.09.1993 5 S
874/92 -NuR 1994: 234, 237f.; OVG Bremen, Beschl. v. 
31.08.1984 1 B 53/84 NuR 1984: 310, 312; OVG 
Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10.11. 1993 - 23 D 57/92 - 
Amtl. Umdruck: 21f. Im Ergebnis ist ein Zustand zu 
schaffen, der mit dem Voreingriffszustand gleichartig ist.

74-) Z.B. VGH Baden-Württemberg in ständiger Recht­
sprechung, z. B. Urt. v. 03.09.1993 - 5 S 874 /92 - NuR 
1994: 234, 238; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v.
10.11.1993 - 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 20. Einzelne 
Verwaltungsgerichte halten es dabei im Einzelfall für 
unbedenklich, wenn u.U. deutliche Abstriche an der 
Gleichartigkeit bestimmter Maßnahmen zu den beein­
trächtigten Funktionen vorhegen. Der Ausgleich werde 
dadurch nicht in Frage gestellt (OVG Nordrhein-Westfa­
len, Urt. v. 10.11.1993 - 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 
21f.; ähnlich auch Bayerischer VGH., Beschl. v. 24.
01.1992 - 8 CS 91.01233-35 - NuR 1992: 337, 340).

75) KUSCHNERUS (1995: 23); KUCHLER (1991:409); 
SCHINK (1992: 1398, m.w.N.). Im Einzelfall kann es 
geboten sein, statt verschiedener Einzelmaßnahmen ein­
zelne großflächige Maßnahmen vorzusehen (VGH Ba­
den-Württemberg, Urt. v. 03.09.1993 - 5 S 874/92 - NuR 
1994:234,238; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10.11. 
1993 - 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 26).

76) BVerWG; Urt. v. 27.09.1990 - C 44.87 - NuR 1991: 
124, 127; im Anschluß daran VGH Baden-Württemberg 
in ständiger Rechtsprechung, z.B. Urt. v. 03.09.1993 - 5 
S 874/92 - NuR 1994:234,238; imErgebnis ähnlich OVG 
Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10.11. 1993 - 23 D 57/92 - 
Amtl. Umdruck: 20ff.

77) Z.B. VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 15.11.1994 - 5 
S 1602/93 - NuR 1995: 358, 359.

78) Z.B. VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 03.09.1993 - 
5 S 874/92 - NuR 1994:234,238; OVG Nordrhein-West­
falen, Urt. v. 10.11.1993 - 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 27

79) BVerwG, Urt. v. 27.09.1990 - 4 C 44.87 - NuR 1991:124, 
127; vgl. a. KOLODZIEJCOK & RECKEN 1125, Rn. 21.

80) Vgl. VG Darmstadt, Urt. v. 28.11.1990 - II/3 E 530/87 
(nicht rechtskräftig) - NuR 1991: 390, 398; VGH Kassel. 
Urt. v. 11.02.1992 - 2 UE 969/88 - NuR 1992: 382. 387; 
OVG Lüneburg, Urt. v. 11.04.1984 - 5 OVG A 13/83 NuR 
1985: 119f.; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10.11.1993 
- 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 30f.
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81) Siehe z.B. OVG Lüneburg, Urt. v. 11.04.1984-5 OVG A 
13/83 NuR 1985: 119L; VG Darmstadt, Urt. v. 
28.11.1990 H/3 E 530/87 (nicht rechtskräftig) NuR 
1991: 390, 398; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10. 
11. 1993 - 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 31.

82) BVerwG, Urt. v. 27.09.1990 - 4 C 44.87 - NuR 1991: 
124, 127; im Ergebnis ähnlich OVG Nordrhein-Westfalen, 
Urt. v. 10.11.1993 - 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 20ff.

83) BVerwG, Beschl. v. 04.10.1994 4 B 196.94
Amtl. Umdruck: 4f. Vgl. a. OVG Nordrhein-Westfalen, 
Urt. v. 19.01.1994 - 23 D 133/91 .AK - NuR 1995:46,48.

84  ̂Z.B. OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10.11. 1993 - 
23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 31.

85'* Diese Abgrenzung ist erforderlich, um die dazwi­
schengeschaltete naturschutzrechtliche Abwägung ge­
mäß § 8 Abs. 3 BNatSchG i.V.m. mit den Bestimmungen 
der Landesnaturschutzgesetze vornehmen zu können. 
Dabei handelt es sich um eine echte Abwägung (BVerwG, 
Urt. v. 27.09.1990-4 C 4 4 .8 7 -N u R  1991: 124,128; s.a. 
VGH Baden-Württemberg, Beschl. v. 14.11.1991 10 S
1143/90 - NuR 1992: 188, 190 u. VGH Kassel, Urt. v.
20.09.1994 - 2 A 249/88 - Amtl. Umdruck: 27f.), die der 
fachplanerischen Gesamtabwägung quasi als natur­
schutzrechtliche Zwischenprüfung vorgelagert ist (BER- 
KEMANN 1993: 103; KUSCHNERUS 1995: 25) und 
somit von der endgültigen Entscheidung über die Zulas­
sung des Vorhabens zu trennen ist (BVerwG, Beschl. v.
30.10.1992 - 4 A 4.92 - NuR 1993: 125, 129).

86  ̂Siehe z.B. VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 03.09.1993 
- 5 S 874/92 - NuR 1994:234,238; OVG Bremen, Beschl. 
v. 31.08.1984 - 1 B 53 /84-NuR 1984: 310; VGH Kassel, 
Urt. v. 11.02.1992 - 2 UE 969/88 - NuR 1992: 382; VGH 
Kassel, Urt. v. 12.02.1993 - 4 UE 2744/90 - NuR 1993: 
338; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10.11.1993 23 D 
57/92 - Amtl. Umdruck.

87) Vgl. BVerwG, Beschl. v. 04.10.1994 - 4 B 196.94 - 
Amtl. Umdruck: 5f. Im Ergebnis ähnlich VGH Baden- 
Württemberg, Urt. v. 09.12.1994 - 5 S 1648/94 - Amtl. 
Umdruck: 44. Auf einen solchen Spielraum hebt jedoch 
die Rechtsprechung vereinzelt ab, siehe OVG Bremen, 
Urt. v. 24.10.1989 - OVG 1 G 1/88 - NuR 1990:225,226; 
VGH Kassel; Urt. v. 11.02.1992 - 2 UE 969/88 NuR 
1992: 382, 388; VGH Baden-Württemberg, Urt. v.
03.09.1993 - 5 S 874/92 - NuR 1994: 234, 238; VGH 
Baden-Württemberg, Urt. v. 15.11.1994 - 5 S 1602/93 - 
NuR 1995: 358, 362.

88) Vgl. BVerwG, Beschl. v. 04.10.1994 - 4 B 196.94 - 
Amtl. Umdruck: 5f. Im Ergebnis ähnüch VGH Baden- 
Württemberg, Urt. v. 09.12.1994 - 5 S 1648/94 - Amtl. 
Umdruck: 44.

89  ̂"§ 8 Abs. 2 Satz 4 BNatSchG läßt sich allenfalls dahin 
deuten, daß in Fällen unterschiedlicher Ausgleichsmög­
lichkeiten der Behörde ein Auswahlermessen zuzugeste­
hen ist" (BERKEMANN 1993: 103).

90) BVerwG, Beschl. v. 30.10.1992 - 4 A. 4.92 - NuR 
1993: 125, 129.

91) Vgl. BERKEMANN (1993: 103). In diesem Sinne 
auch BVerwG, Beschl. v. 30.10.1992 - 4 A. 4.92 - NuR 
1993: 125, 129. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

ist entsprechend dessen Irrelevanz bei der Festlegung von 
Vermeidungsmaßnahmen (s. Pkt. 3.1) bei der Planung 
von Ausgleichs- wie Ersatzmaßnahmen nur dann zu be­
rücksichtigen, wenn Enteignungen für Kompensations­
flächen notwendig werden.

92) OVG Bremen, Urt. v. 24.10.1989 - OVG 1 G 1/88 - 
NuR 1990: 225, 226; VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 
09.12.1994- 5 S 1648/94 Amtl. Umdruck: 55. Hier 
jeweils bezogen auf Flächen für Ersatzmaßnahmen. 
Sinngemäßes gilt für den Ausgleich.

93) Vgl. KOLODZEEJCOK (1992: 312); OVG Berlin, Urt. 
v. 14.12.1982 - AVG 2 A 10.81 - NuR 1983: 193, 200.

94) KUSCHNERUS (1995: 16f.). Sinngemäßes gilt auch 
für Ersatzmaßnahmen (s. BERKEMANN 1993: 105).

95) KOLODZIEJCOK (1992: 309 u. 312).

96̂  Z.B. Verhältnis von versiegelter Straßenfläche zu ge­
samten Kompensationsflächen von 1:1,5.

97) Vgl. z.B. VGH Kassel, Urt. v. 11.02.1992 2 UE
969/88 - NuR 1992:382,387; VGH Baden-Württemberg, 
Urt. v. 03.09.1993 - 5 S 874/92 - NuR 1994: 234, 238; 
VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 15.11.1994 5 S
1602/93 - NuR 1995: 358,361; OVG Nordrhein-Westfa­
len, Urt. v. 10.11.1993 - 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 
33f. Im Hinblick auf den grundsätzlichen Einsatz von 
pauschalen Faktoren ist die Auseinandersetzung der Ge­
richte bislang lediglich nachvollziehender Art.

98) PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT 
(1995: 33), nicht wie von SCHMIDT-EICHSTAEDT 
(1994: 1166L) vertreten erst mit Entwidmung und außer 
Gebrauchnahme einer Straße.

"Ein Zeitraum von 100 Jahren ist ( ) für einen
Ausgleich nicht angemessen, weil dieser der von dem 
Eingriff in Natur und Landschaft gegenwärtig und unmit­
telbar betroffenen Bevölkerung nicht mehr zugute 
kommt" (VG Karlsruhe, Urt. v. 29.06.1989 - 1 K 208/87
- NuR 1990: 332; 334).

100) VG Darmstadt, Urt. v. 28.11.1990 - II/3 E 530/87 
(nicht rechtskräftig) - NuR 1991: 390. 398f.

101) VG Darmstadt, Urt. v. 28.11.1990 - II/3 E 530/87 
(nicht rechtskräftig) - NuR 1991: 390, 399.

102) Z.B. OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 10.11. 1993
- 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 31.

103) Z.B. VG Darmstadt, Urt. v. 28.11.1990 - II/3 E 530/87 
(nicht rechtskräftig) - NuR 1991: 390, 399; OVG Nord­
rhein-Westfalen, Urt. v. 10.11. 1993 - 23 D 57/92 - Amtl. 
Umdruck: 31.

104) KUCHLER (1991:469); vgl. a. SCHINK(1992:1399).

105) KUSCHNERUS (1995:24; m.V.a. OVGNordrhein-West- 
falen, Urt. v. 10.11.1993 - 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 21).

106) VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 03.09.1993 - 5 S
874/92 - NuR 1994:234,238; VGH Baden-Württemberg, 
Urt. v. 15.11.1994 - 5 S 1602/93, NuR 1995: 358, 361f.; 
VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 09.12.1994 5 S
1648/94 - Amtl. Umdruck: 55f; OVG Bremen, Beschl.
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v. 31.08.1984 - 1 B 53/84 - NuR 1984: 310, 312; OVG 
Bremen, Urt. v. 24.10.1989 - OVG 1 G 1/88 - NuR 1990: 
225,226; VGH Kassel, Urt. v. 11.02.1992 - 2 UE 969/88 
- NuR 1992: 382, 387; OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. 
v. 10.11.1993 - 23 D 57/92 - Amtl. Umdruck: 26ff.; Saar­
louis, Urt.v. 16.02.1990 - 7 M 1/88 - NuR 1990:348, OVG 
350.

107) GASSNER (1991:35f. m.V.a. OVGNordrhein-West- 
falen, Urt. v. 15.08.1985 - 7 A 1140/84). Insbesondere im 
Hinblick auf etwaige Enteignungen.

108) KUSCHNERUS (1995: 23f.).

109) Vgl. VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 09.12.1994 - 
5 S 1648/94 - Amtl. Umdruck: 55f.

110) § 9 Abs. 5 SächsNatSchG; § 8 Abs. 8 LNatSchG-SH.

Ausnahmen bilden Bayern, wo das "Ob" der Ersatz­
maßnahmen in das Ermessen der Zulassungsbehörde ge­
stellt ist (Art. 6a Abs. 3 BayNatSchG); Hessen, wo die 
Zahlung einer Ausgleichsabgabe gegenüber Ersatz­
maßnahmen vorrangig ist und nur bei vom Verursacher 
angebotenen Ersatzmaßnahmen zurücktreten soll (§ 6 b 
Abs. 4 HeNatG) und Rheinland-Pfalz, wo durch die For­
mulierung "soll verpflichten" eine geringfügige Locke­
rung der Verbindlichkeit zur Verpflichtung von Ersatz­
maßnahmen besteht (§ 5 Abs. 3 LPflG-Rh-Pf).

112* § 1 Abs. 3 Satz 1 Erstes Gesetz zum Naturschutz im 
Land Mecklenburg-Vorpommern; § 8 Abs. 3 LNatSchG- 
SH

113) Z.B. § 14 Satz 1 BbgNatSchG; § 9 Abs. 6 Satz 1 u. 2 
HmbNatSchG; § 12 Abs. 1 NNatG.

114) Z.B. Art. 6a Abs. 3 BayNatSchG; § 5 Abs. 3 LPflG- 
Rh-Pf.; § 11 Abs. 3 Satz 2 SNG; § 9 Abs. 3 SächsNatG

115̂  Es dürfte fraglich sein, ob diese Regelungen mit der 
rahmenrechtlichen Legaldefinition des Ausgleichs nach 
§ 8 Abs. 2 Satz 4 BNatSchG und der Ermächtigung des § 
8 Abs. 9 BNatSchG zu "weitergehenden" Vorschriften 
bezüglich Ersatzmaßnahmen in Einklang stehen.

116) Z.B. § 14 Satz 1 BbgNatSchG; § 9 Abs. 6 Satz 1 u. 2 
HmbNatSchG; § 12 Abs. 1 NNatG; § 9 Abs. 3 SächsNatG, 
§ 8 Abs. 3 LNatSchG-SH; § 7 Abs. 5 VorlThürNatG.

117) Z.B. § 14 Abs. 5 Satz 3 NatSchGBln; § 5 Abs. 1 
LG-NW, § 5 Abs. 3 LPflG-Rh-Pf.

118) Z.B. § 14 Satz 1 BbgNatSchG; § 9 Abs. 6 Satz 1 u. 2 
HmbNatSchG; § 12 Abs. 1 NNatG; § 5 Abs. 1 LG-NW; 
§ 13 Abs. 1 NatSchG LSA.

119) Z.B. § 11 Abs. 3 Satz 4 NatSchG-BW; § 14 Abs. 5 
Satz 3 NatSchGBln; § 11 Abs. 3 Satz 2 SNG.

120) Z.B. Art. 6a Abs. 3 BayNatSchG; § 7 Abs. 5 
VorlThürNatG.

121) § 6 Abs. 3 Satz 3 HeNatG; § 8 Abs. 3 LNatSchG-SH.

122) Vgl. BERKEMANN (1993:105);SCMNK(1992:1401).

123) Vgl. BERKEMANN (1993:105); KOLODZIEJCOK 
(1992: 310). Die Rechtsprechung hat sich zu den inhalt­
lichen Formen von Ersatzmaßnahmen bislang nicht wei­
tergehender geäußert, als es bezüglich der Planung von 
Ausgleichsmaßnahmen dargestellt wurde.

124) § 14 Satz 2 BbgNatSchG; § 8 Abs. 4 Satz 1 LNatSchG- 
SH.

125)
' Insoweit ist der Begriff "Richtwerte für Kompensati­

onsmaßnahmen" wenig treffend (vgl. PLANUNGSGR UP- 
PE ÖKOLOGIE + UMWELT 1995: 34 u. 42).

126̂  Das heißt z.B. für die Ermittlung des Maßnahmenum­
fangs können keine pauschalen Faktoren angewendet 
werden, wenn dazu bei der Feststellung von erheblichen 
oder nachhaltigen Beeinträchtigungen keine entsprechen­
den Anhaltspunkte gegeben werden.

127)
’ Vgl. dazu im einzelnen die Anforderungen der RAS- 

LP 2 (FGSV 1993).

128) Z.B. aufgrund von § 4 Abs. 2 Nr. 2a WHG; § 9 Abs. 
1 BodSchG-BW oder nach landesforstrechtlichen Rege­
lungen zu treffende Ersatzaufforstungen.

129)
' Allerdings fehlen bei einzelnen ausschließlich fach­

gesetzlich zu beurteilenden Beeinträchtigungen entspre­
chende Kompensationsgebote. Insoweit verspricht der 
Gesetzgeber bezüglich der Kompensation von Beein­
trächtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
und des Landschaftsbildes mehr als er halten kann. Tat­
sächlich ist nur eine approximative Kompensation der- 
Eingriffsfolgen realisierbar. Die Kompensation erfolgt 
lediglich bezüglich ausgewählter Funktionen (vgl. 
GASSNER 1984: 86).

130) Z.B. ARGE EINGRIFF-AUSGLEICH NW (1994: 
81-85 u. 114); FGSV (1993 u. 1994); LfU-Saarland 
(1992: 22-37); MV-NW u. MURL-NW (1992, Ziff. 
1.3L); SMEETS + DAMASCHEK u. BL-AK EIN­
GRIFF-AUSGLEICH (1993: 34ff.).

131) Vgl. z.B. BAY & RODI (1990); KNEITZ & OERTER
(1 9 9 4 ) ;ÖKÖPLAN (1993); PLANUNGSGRUPPE  
ÖKOLOGIE+UMWELT (1990); RECK & KAULE
(1992); REINIRKENS & KLINK (1991).

132)
’ Aufgrund der praktischen Probleme bei der Realisie­

rung von Ersatzmaßnahmen spricht einiges für eine stär­
kere Lockerung des räumlichen Bezugs.

133) Z.B. ARGE EINGRIFF-AUSGLEICH NW (1994: 
61); MV-MW u. MURL-NW (1992); OBB im BayStMI 
u. BayStMLU (1993).

134̂  Daran schließt sich die Frage an, wie das möglicher­
weise wegen der Zeitspanne entstehende Kompensations­
defizit bewältigt wird. Siehe dazu Pkt. 4.2.4 u. Tab. 5.

135) AG EINGRIFFSREGELUNG DER LANDESAN- 
STALTEN/-ÄMTER u. d. BfN (1995, Pkt. 2.7.2); ARGE 
EINGRIFF-AUSGLEICH NW (1994: 56 u. 123); ILN
(1995) ; ONB NBL u. Bayern; BfN (1993. 25); SMEETS 
+ DAMASCHEK u. BL-AK EINGRIFF-AUSGLEICH 
(1993: 22). Eine solche Regelung vermittelt zwischen 
einer engen Auslegung des Gesetzes bezüglich der "Be­
endigung des Eingriffs" und dem Sachverhalt, daß auch
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nach ausreichend langen Zeiträumen zahlreiche beein­
trächtigte Funktionen wiederhergestellt werden können.

136) ARGE EINGRIFF-AUSGLEICH NW (1994, Abb. 
3.1.1-6); OBB im BayStMI u. BayStMLU (1993, Anlage,
S. 8); vgl. a. HABER et al. (1992, Arbeitshinweise 
A.3.III: 67ff. u. A.8.1: 258ff.).

137-* Z.B. ist die Anlage von Amphibienlaichgewässem 
i.d.R. ca. 3-4 Jahre vor Beseitigung bzw. erheblicher 
Beeinträchtigung der alten Gewässer notwendig (siehe 
KNEITZ & OERTER 1994: 274)

138) FGSV (1993, insbes. Kap. 1.2.2: 8f. u. Kap. 1.2.6:10).

139)’ Dazu werden allerdings, soweit fachwissenschaftlich 
begründbar, auch rechnerische Methoden eingesetzt wie 
die Ableitung von z.B. wiederherzustellenden Feuchtwie­
senflächen aufgrund von Arealansprüchen ausgewählter 
Indikatorarten (vgl. PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE 
+ UMWELT 1995: 6.4-15, Ziff. C.5).

140) Siehe ausführlich PLANUNGS GRUPPE ÖKOLO­
GIE + UMWELT (1995: 55ff.).

141̂  Zu den Rechenvorschriften siehe PLANUNGSGRUP­
PE ÖKOLOGIE + UMWELT (1995, Anlage 9.12).

142) PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT 
(1995:56f. u. Anlagen 9.3.9.12-9.17); vgl. a. im Ergebnis 
ähnlich SCHWEPPE-KRAFT (1994a: 6).

143) Vgl.a. SCHWEPPE-KRAFT (1994a: 9f.).

144  ̂ Bei einer fehlenden ausreichenden Begründung der 
Maßnahmen stellt sich zwangsläufig die Frage der 
Rechtskonformität der jeweiligen Planung (vgl. Pkt. 4.1.1).

145̂  So geht es z.B. bei der Beeinträchtigung von wasser­
geprägten Lebensräumen infolge von straßenbaubeding­
ten Wasserhaushaltsveränderungen, unter quantitativen 
Gesichtspunkten vorrangig um die Wiederherstellung 
von z.B. Grundwasserständen, Abflußmengen oder Mit­
telwasserständen in Fließgewässem, wozu u.U. entspre­
chend dimensionierte Wassermengen bereitzustellen 
sind, um einen Ausgleich zu erreichen.

146̂  Insoweit ist die hinreichend genaue und soweit mög­
lich meßbare Ermittlung der erheblichen oder nachhalti­
gen Auswirkungen von Beeinträchtigungen eine unver­
zichtbare Grundlage (vgl. Pkt. 2.1 u. 2.2.3).

147') Derartige Faktoren finden vor allem in folgenden 
Verfahren bzw. Untersuchungen Verwendung: ARGE 
EINGRIFF-AUSGLEICH NW (1994: 62); NRW-LV 
Westfalen-Lippe (1992); OBB im BayStMI u. BayStMLU
(1993); SCHWEPPE-KRAFT (1992).

148  ̂ Der Zweckmäßigkeit und Praktikabilität eines sol­
chen Bemessungsansatzes wird in ILN (1995) nachge­
gangen,- es sollen weitergehende Vorschläge entwickelt 
werden. Indessen ist dabei die Abgrenzung zur Aus­
gleichsabgabe zu wahren.

149) Vgl. PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UM­
WELT (1995:53f.). Deswegen wird vielfach der Verzicht 
dieser Differenzierung befürwortet (vgl. z.B. ILN 1995), 
was jedoch eine geänderte Rechtslage voraussetzt. Eine 
solche Forderung wäre nicht zuletzt auch unter Berück­

sichtigung der Auswirkungen auf die naturschutzrechtli­
che Abwägung zu beurteilen (vgl. Anm. 85).

150̂  Z.B. nach § 8 Abs. 4 BNatSchG bezüglich des land­
schaftspflegerischen Begleitplans sowie nach § 16 Abs. 
1 BbgNatSchG, § 6 Abs. 2 LG-NW, § 5 Abs. 4 LPflG- 
Rh-Pf, § 12 Abs. 4 SNG, § 9 Abs. 2 LNatSchG-SH, § 10 
Abs. 3 SächsNatSchG bezüglich spezieller landesrechtli­
cher Erfordernisse.

151̂  Z.B. BMV (1985 u. 1987, insbes. Maßnahmenver­
zeichnis); NLStB (o.J.).

152) ONB NBL u. Bayern, BfN (1993: 41); SCHWEPPE- 
KRAFT (1994b: 70 u. 72); SMEETS + DAMASCHEK u. 
BL-AK EINGRIFF-AUSGLEICH (1993: 88); STRAS- 
SENVERWALTUNG RHEINLAND-PFALZ (1993).

153) Vgl. PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE + UMWELT 
(1995: 102 u. Anlage 11.4).

154) Zum Beispiel die Auswirkungen auf Amphibienpo­
pulationen, insbesondere deren Wanderbewegungen (vgl. 
Bayerischer VGH, Beschl. v. 24 .01.1992 8 CS
91.01233-35 - NuR 1992: 337, 340).

155) § 16 Abs. 1 BbgNatSchG; §§ 8 Abs. 5 u. 9 Abs. 5 
LNatSchG-SH; §§ 8 Abs. 9 u. 9 Abs. 5 VorlThürNatG.

156) Nach den §§ 4 Abs. 2 Nr. 1 u. 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG 
sind Auflagen bzw. nachträgliche Anordnungen bezüg­
lich der Beobachtung der Beeinträchtigungen infolge von 
Wasserbenutzungen möglich. Entsprechendes dürfte sich 
auch auf die Wirksamkeit von den Wasserhaushalt berüh­
renden Kompensationsmaßnahmen beziehen.

157) Bei Maßnahmen des Bundes sehen die im Zusam­
menhang mit der Eingriffsregelung zwar nicht unmittel­
bar anwendbaren Vorläufigen Verwaltungsvorschriften 
zur Bundeshaushaltsordnung (Vörl.W-BHO) zu § 7 un­
ter Nr. 1.3 entsprechende Ziele einer Erfolgskontrolle vor.

158) MV-NW u. MURL-NW(1992, Ziff. 5.4ff.); OBB im 
BayStMI u. BayStMLU (1993a u. 1993b); ONB NBL u. 
Bayern, BfN (1993: 36f.); SMEETS + DAMASCHEKu. 
BL-AK EINGRIFF-AUSGLEICH (1993: 24).

159̂  Insbesondere in Bayern, Hessen, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen.

160) Vgl. dazu insbes. BAY & RODI (1990); KNEITZ & 
OERTER (1994); RECK & KAULE (1992); ÖKOPLAN 
(1993); WERNECK (1993).

161̂  Die Durchführung der Maßnahmen schließt erforder­
lichenfalls die kontinuierliche Pflege der Kompensations­
flächen ein. Diese ist im Sinne des Verursachungsgrund­
satzes grundsätzlich ebenfalls Aufgabe des Eingriffsver­
ursachers.

162) Vgl. im einzelnen PLANUNGS GRUPPE ÖKOLO­
GIE + UMWELT (1995: 103ff.). Siehe a. WERNECK 
(1993).

163̂  Selbst sehr anspruchsvolle Methodenentwicklungen 
(vgl. z.B. HABER et al. 1992; ARGE-EINGRIFF-AUS­
GLEICH NW 1994) konnten in dieser Richtung keine 
einfachen Lösungen entwickeln.
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164) Siehe im einzelnen PLANUNGSGRUPPE ÖKOLO­
GIE + UMWELT (1995: 81-117 u. Anlage 6). Vgl. a. 
HABER et al. (1992).
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